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1 Einleitung

Die Verwaltungsvorschriften zu Liegen-

schaftsvermessungen (LiegVermErlaß) vom

22. 11. 1985 sind seit längerem zur zeitlichen
und technischen Aktualisierung vorgesehen.

Dabei sind die in den letzten Jahren immer

stärker werdenden Forderungen zu Reduzie-

rungen des Verwaltungsaufwandes zu berück-

sichtigen.
Fü r den Bereich Liegenschaftsvermessu n gen

sind 1994 Reduzierungen in einer Arbeitsgrup-
pe mehrfach diskutiert worden. Auf der

Fortbildungstagung der Abteilungsleiter 1 im

September 1 994in Verden sind erste Gedanken

von Möllering (1) und erste Lösungsansätze

von Wolters (2) vorgetragen worden.
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!m Rahmen der Verwa ltungsreform N ieder-
sachsen ist Anfang 1995 als Projekt die Ande-
rung des Runderlasses mit folgendem Ziel auf-
genommen worden. Es sollen

,,tech n ische Vermessu n gssta nda rds gesen kt,
fachliche Verwaltungsvorgaben verein-
facht, Ermessensspielräume für die Ver-
messungsorgane erweitert und vor allem
dem a ntragstel lenden B ü rger (Eigentümer,
E rwerber) meh r Entscheidu ngsfreiheit über
die erwünschte Vermessungsleistung - und
damit Kostenhöhe - eingeräumt werden."
Der bisher im LiegVermErlaß enthaltene

G ru ndgeda n ke, bei a llen Liegenschafts-
vermessungen auch einen Teil Katasterer-
neuerung zu betreiben, wird aufgegeben. Vor-
rang erhält der Gedanke, den Umfang der
Liegenschaftsvermessungen auf die antrags-
notwendigen Arbeiten zu beschränken.

Der neu gefaßte LiegVermErlaß enthält die
Anderu ngsschwerpu n kte

Fl urstücksbi ldung (Zerlegung),

Gebä udevermessu ng,

Erleichteru ngen i m Verwa ltu ngsverfah ren,

Erleichterungen bei der Vermessungs-

technik und
geringere Regel ungstiefe.
Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich die

Neufassung im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben des N iedersächsischen Vermessungs- und

Katastergesetzes von 1985 bewegen muß. Dar-

über hinausgehende Anderungs- und Verein-
fachungsvorstellungen können erst mit der
Novellierung des Gesetzes realisiert werden.

2 Flurstücksbildung (Zerlegung)

Der LiegVermErlaß 1985 geht bei Zerlegun-
gen von der vollständigen Vermessung der

beantragten Flurstücke und ggf.auch des

Reststückes - aus. Hintergrund dabei ist, Trenn-

stucke objekthaft zu vermessen.



Bei Sonderungen werden nach diesem Er.
laß vermessene Grenzen und der Antrag auf
Übertragung in die Örtlichkeit gefordert.

Die Neufassung enthält zu Zerlegungen
folgende Punkte:

2.1 Zerlegungen mit Vermessung

Es wird nicht mehr die vollständige Vermes-
sung eines beantragten neuen Flurstückes als

,,Zw an gspa ket " g efo rd e rt, so n d e rn a ls M i n i m a l -

leistung nur die neue Grenze vermessen:

,,6.1 .2 Bestehende Flurstucksgrenzen sind so-
weit zu ermitteln, daß neue Grenzpunk-
te zuverlässig festgelegt werden kön-
nen. "

Die Verbindung der neuen mit den vorhan-
denen Grenzen bleibt auf die Grenzfeststellung
- und ggf.Abmarkung - des Verbindungspunk-
tes in der vorhandenen Grenze beschränkt.
Soweit die vorhandenen Grenzen nur bei älte-
ren Vermessungen erfaßt worden sind, wird
die Fläche des Trennstückes nur mit einge-
schränkter Genauigkeit ermittelt; darauf ist in
der Niederschrift hinzuweisen.

Bei der zuverlässigen Festlegung der neuen
Grenzpunkte in den bestehenden Flurstücks-
grenzen ist i. d. R. von 0,04 m als größter zuläs-
siger Abweichung auszugehen.

Auf Antrag wird das gesamte Trennstück -
als Mehrleistung - vermessen.

Auf d ie bisher in bestim mten Fä llen zwangs-
weise vorgesehene Vermessung des Reststückes
wird vollständig verzichtet; die hierbei auftre-
tende,,Rest durch Abzug"-Problematik der
Flächenangabe wird in Kauf genommen.

2.2 Sonderungen

Für einen Antrag, die neuen Flurstücks-
grenzen ohne Vermessung festzulegen (Son-
derung), wird nur noch gefordert, daß
,,6.2 Die Lage der neuen Flurstücksgrenzen

eindeutig vorgegeben ist und das
Liegenschaftskataster sachgerecht ge-
führt werden kann."

Die bisher für Sonderungen vorgesehene
,, Niederschrift über die Erfassung vorgesehe-
ner Flurstücksgrenzen ohne Vermessung (Son-
derung)' wird durch den behördeninternen
,,Vermerk über die Festlegung neuer Flurstücks-
grenzen ohne Vermessung (Sonderung)" er-

setzt (Anlage 7 des Erlasses). Der bisher abge-
haltene Termin entfällt.

Das Kriteriuffi ,sachgerechte Führung" legt
die Entscheidung uber die Zulässigkeit einer
Sonderung in das Ermessen der ausführenden
Stelle. Nach meiner Meinung kann eine vom
ÖbVl zur Übernahme eingereichte Sonderung
mit einem Umring in FE ll-Qualität nicht mit
dem Hinweis abgelehnt werden, das
Liegenschaftskataster kön ne n icht sachgerecht
gefuhrt werden.

Werden Sonderungen bei Flurstücken
durchgefuhrt, deren vorhandene Grenzen nur
bei älteren Vermessungen erfaßt worden sind,
sind Antragstellende auf eine ggf.einge-
schränkte Genauigkeit der Angaben zum neu-
en Flurstück (2. B. Flächengenauigkeit) im Ver-
merk zur Sonderung aktenkundig hinzuwei-
sen.

Die bisherigen Verpflichtungen, mit der
Sonderung gleichzeitig die Übertragung der
Grenzen in die Örtlichkeit und zwischenzeitli-
che Gebäudeabsteckungen beantragen zu
müssen, sind entfallen.

Eine spätere Übertragung der durch Sonde-
rung gebildeten Flurstücksgrenzen in die Ört-
lichkeit ist als,flormale" Grenzfeststellung
auszuführen.

3 Gebäude

Bisher ist für Gebäude vorgesehen, insbe-
sondere den Bezug des Gebäudes zur Flur-
stücksgrenze, direkt zu ermitteln. Der dadurch
oft erforderliche hohe Verwaltungsaufwand -
und damit die Kostenhöhe - für die

Grenzermittlung haben immer wieder zu Wi-
derspnüchen und Landtagseingaben geführt.

Ein Petent schrieb dazut oFür dieses Milli-
meter-Klötzchen in Eurem Katasterplan soll ich
600,- DM bezahlen."

Vom Landtag ist dazu gefordert worden:
den Verwaltungsaufwand zu reduzieren,
den Vermessungsstanda rd zu senken,
d ie Vermessu ng von Gebä uden in
Klei nga rten kolon ien vorlä ufi g a uszusetzen
und
vorgelegte geeignete Unterlagen zu be-
rücksichtigen.
Die Neufassung sieht Anderungen bei der

Gebäudeerfassung, dem Bezug zur Flurstücks-
grenze und zu vorgelegten Unterlagen vor:



3.1 Erfassung

Die bisher geltende Regelung im

LiegVermErlaß 1985 fordert für die Erfassung

von Gebäuden den gleich hohen Vermessungs-
standard wie für Grenzfeststellungen. Das wird
in der Neufassung des Erlasses nicht mehr auf-
rechterha lten.

Nunmehr ist es grundsätzlich zulässig, das

zu erfassende Gebäude nur auf
Auf nahmepunkte,
eine Flurstücksgrenze oder
im Liegenschaftskataster vorha ndene
Gebäudeecken

zu beziehen. Das wirtschaftlichste Verfahren
ist zu wählen.
,,9.1 Die Lage eines Gebäudes, sein Grund-

riß, seine Nutzung und die Hausnum-
mer sind zu erfassen."

Als Genauigkeit für neu erfaßte Gebäude-
punkte gilt nach Nr. 1.3.3 der Anlage 1 des

Erlasses do = 0,04 m. Lediglich die Lagege-
nauigkeit und Lagezuverlässigkeit wird gerin-
ger, wenn zu erfassende Gebäude auf im
Liegenschaftskataster vorhandene Gebäude-
ecken bezogen werden (Lagegenauigkeit 7;

Lagezuverlässig keit 3).

Soweit z. B. ein zu erfassendes Nebenge-
bä ude a uf das - im Liegenschaftskataster schon

nachgewiesene - Wohngebäude bezogen wird
und die Genauigkeit von 0,04 m eingehalten
ist, sind die Mindestforderungen des Erlasses

erfüllt. Die Zulässigkeit dieses,, Rucksack"-Ver-
fahrens ist unter den Gesichtspunkten der sach-

gerechten Führung der Liegenschaftskarte und

des Prinzips der Nachbarschaft (2. B. durch

Strebe, Abstandsmaße) zu beurteilen.
Bei der Erfassung des Grundrisses eines Ge-

bäudes sind nur Gebäudeecken von Bedeu-

tung, die die geometrische Form des Objektes

in der Liegenschaftskarte bestimmen.
Diese vermessungstechnische Standard-

senkung beruhrt nicht den rechtlichen Status

des Gebäudes als Liegenschaft; der in diesem

Tusarnmenhang oft verwendete Begriff ,,topo-
graphische Einmessung" geht daher fehl.

Unverändert gilt nach LiegKatErlaß, daß

Gebäude erst ab einer Grundfläche von minde-
stens 10 m2 im Liegenschaftskataster geführt
werden und somit auch erst ab dieser Größe

vermessungs- und kostenpf lichtig erfaßt wer-

den. Gebäude mit einer Grundf!äche von unter
10 m2 können für Planunterlagen als Topogra-
phie erfaßt werden.
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Grundrißveränderungen von im Liegen-

sch aftskataster n ach gewi ese nen G e bä ud e n si n d

kostenpflichtig zu erfassen, wenn sie zu einer
sichtbaren Veränderung der Darstellung in der
Liegenschaftskarte führen. ln Zweifelsfällen ist

vor allem das Kriterium ,,Sichtbarkeit in der
Liegenschaftskarte' für eine sachgerechte Ent-
scheid u ng hera nzuziehen.

3.2 Bezug zur Flurstücksgrenze

Die bisher zwingende Forderung f ür
Gebäudevermessungen, den Bezug des Gebäu-
des zu den Flurstücksgrenzen ,,auf Vorrat " zt)

erfassen, wird aufgegeben; auf aufwendige
Grenzermittlungen für die Erfassung von Ge-

bäuden wird verzichtet. Dabei wird bewußt in

Kauf genommen, daß für spätere Grenz-
erm ittl u ngen Gebä udea bsta ndsma ße ggf. n icht
vorliegen.

Soweit von Eigentümern der Bezug des

Gebäudes zur Flurstücksgrenz e - z. B. f ür eine
Grenzbescheinigung, Bescheinigung nach S 79

NBauO oder aus sonstigen Gründen - beson-
ders gefordert wird, ist dieses besonders zu

beantragen.

3.3 Vorgelegte Unterlagen

Mit dem Antrag auf Gebäudevermessung
vorgelegte U nterlagen ü ber gesch lossene

Werks- oder Nutzungsbereiche können berück-
sichtigt werden, wenn sie geeignet sind und

der Verwaltungsaufwand reduziert wird.
Diese Unterlagen ersetzen nicht die

Gebäudevermessung als ganzes durch eine
bef ugte Stelle. Die vorgelegten Unterlagen
können i. d. R. den häuslichen und örtlichen
Verwaltungsaufwand nur reduzieren.

Für Personen, die Unterlagen herstellen, ist

eine bestimmte Qualifikation (2.8. Vermes-

sungsingenieur) nicht erforderlich.
Entscheidend ist nur die technische Quali-

tät (2.8. im Maßstab der Liegenschaftskarte
ka rtierfi vol lstä nd i ge Da rstel I u ng ei nes gesch I os-

senen Nutzungsbereiches) und daß die Unter-
lagen den Verwaltungsaufwand nicht nur un-

erheblich reduzieren (2.8. mindestens 5 v. H.).

Zu berücksichtigen ist hier auch, daß vorgeleg-
te Unterlagen den Verwaltungsaufwand für
die Herstel I u ng der Vermessungsunterlagen i m

Einzelfall reduzieren können.



Es wird einige Zeitdauern, bis sich die Hand-
habung der eingeräumten Möglichkeit, Unter-
lagen mit vorzulegen - und damit Kosten zu
sparen -, eingespielt hat.

Die Verknüpfung der Merkmale ,,geeignet"
und ,,aufwandsreduzierend" wird die Anzahl
der Fälle gering halten.

4 Verwaltungsverfahren

Die bisherigen Verwaltungsvorschriften se-
hen vor, daß vor der Übernahme von Zerlegun-
gen die Teilungsgenehmigungen vorliegen
müssen und der Grenztermin als Ortstermin
stattfinden soll.

Die Regelungen hierzu und zu Grenz-
feststellungen, Grenzanzeige und Anzahl der
Beteiligten werden mit dem Ziel der Erleichte-
rung geändert.

4.1 Teilungsgenehmigung

Auf die Vorlage der Teilungsgenehmigung
wird verzichtet. Die Notarkammern und die
Grundbuchverwaltung werden über das geän-
derte Verfahren unterrichtet. Bei Grundbuch-
abschreibungen kann zukünftig nicht davon
ausgegangen werden, daß immer die erforder-
lichen Teilungsgenehmigungen bei der
Katasterbehörde vorgelegen haben.

Soweit Antragstellende das Katasteramt
beauftragen, für sie erforderliche behördliche
Genehmigungen (nach § 19 BauGB und § 9+
NBaUO) einzuholen, ist dieses als Zus atzantrag
besonders aufzunehmen.

4.2 Grenztermin

Der Grenztermin zur Anhörung der Betei-
ligten im Grenzfeststellungs- und Abmar-
kungsverfahren und zum Setzen der Verwal-
tungsakte muß nicht zwingend als Ortstermin
stattf inden.

Das Verfahren, den Grenztermin erst nach
Abschluß der örtlichen Vermessungsarbeiten
durchzuführen, ist bisher schon von den öbVt
praktiziert worden.

4.i Grenzfeststellungen

Nach Nr. 5.1.1 des Erlasses können künftig
neben dem Grenzverlauf auch einzelne
Grenzpunkte festgestellt werden. Dieses

- ,,Grenzpunktmodell' führt zu einer Reduzie-
rung des G renzfeststel I ungsumfa nges.

4.4 Grenzanzeige

Der Sonderfall der Grenzfeststellung
ohne Grenztermin (bisher als Grenzanzeige
bezeichnet)

,,5.3.5 Von der Anhörung Beteiligter kann ab-
gesehen werden, wenn die sie betref-
fenden Grenzmarken oder G renz-
ei n richtu ngen örtl ich entsprechend dem
Liegenschaftskataster vorgef u nden u nd
nicht verändert werden; soweit dieses
für alle Beteiligten zutrifft, kann der
G renztermin entfallen. "

ist auf einem umgestalteten Vordruck ,,Nieder-
schrift über eine Grenzanzeige" nachzuwei-
sen.

Dieser Sonderfall kann nicht beantragt
werden; erst aus der örtlichen Situation ergibt
sich, daß vom Grenztermin abgesehen und da-
mit der Verwaltungsaufwand reduziert wer-
den kann.

4.5 Anzahl der Beteiligten

Durch das ,,Grenzpunktmodell" bei G renz-
feststellungen und den Verzicht auf die voll-
ständige Vermessung des gesamten FIurstücks
bei Zerlegungen wird die Anzahl der Beteitig-
ten im Grenzfeststellungs- und Abmarkungs-
verfahren reduziert. Der Aufwand für Ladung,
Anhörung und Bekanntgabe wird verringert.

5 Vermessungstechnik

Der neugefaßte Runderlaß läßt die Begriffe
Genauigkeit , Zuverlässigkeit und größte zu!äs-
sige Abweichungen für die Grenzermittlung in
den Anlagen 1 und 3 unverändert.

Geänderte Regelungen werden zur Erleich-
terung eingeführt bei Datenträgeraustausch,
Lockerung des Einrichtungsgebotes, unterirdi-
sche Marke, Fortführungsbeleg punktdatei,



Polarverfahren und GPS-Vermessungsverfah-
ren.

5.1 Datenträgeraustausch

Der maschinenlesbare Datenträgeraus-
tausch zwischen Katasteramt und mittelbaren
Aufgabenträgern wird als Regelverfahren ein-
gef u h rt.
,,3.1.5 Punktdaten sollen, Grundrißinforma-

tionen kön nen, i n automationsgerechter
Form übermittelt werden."

5.2 Lockerung des Einrichtungsgebotes

Das gesetzliche Einrichtungsgebot ist ge-

lockert:
,,4.5 Für bestimmte Gebiete (2.8. vermesse-

ne Siedlungen) soll die Einrichtung zu-
rückgestellt werden."

Bei E i nsatz des G PS-Vermessu ngsverfa h rens

gelten Besonderheiten.

5.3 Unterirdische Marke

Soweit bei Liegenschaftsvermessungen der
Anschluß an Lagefestpunkte zurückgestellt
wird, braucht nunmehr unter die Abmarkung
des Grenzpunktes - wie in den anderen Fällen

auch - keine zusätzliche unterirdische Marke
eingebracht zu werden.

5.4 Fortführungsbeleg Punktdatei

lm von ObVI und anderen behördlichen
Vermessu ngsstel len zu r Ü berna h me e i n gereich-

ten Fortführungsbeleg Punktdatei werden
Grenzpunkte kunftig durch ,,mit Marke" oder

,,ohne Marke" gekennzeichnet. Damit ist für
die Kartierung die notwendige Steuerung vor-

handen. Auf die differenzierten Angaben zu

,,Art der Marke" und ,,Bemerkung zur Marke"
wird verzichtet.

5.5 Pola rverfa h ren

Beim Potarverfahren nach Anlage 2 des

Runderlasses wird für den Anschluß zugelassen
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,,2.1 .3 ... Ausnahmsweise genugt es, an je einen

Lagefestpunkt aus zwei Punktgruppen
anzuschließen und dazu mindestens
zwei geeignete Punkte als Kontrollpunk-
te zu verwenden."

Dadurch können als Kontrollpunkte auch
geeignete Grenz- und Gebäudepunkte verwen-
det werden.

5.6 GPS-Vermessungsverfahren

Neu wird das GPS-Vermessungsverfahren
zugelassen. Es besteht die Erwartung, daß die-
ses Verfa h ren m ittelf ristig in geeig neten
Gebieten das Standardverfahren der Vermes-
sung wird.

Beim E insatz des G PS-Vermessu ngsver-
fahrens kann prinzipiell auf die Einrichtung
von Aufnahmepunkten verzichtet werden.
Allerdings ist dann die Reproduktion mit Hilfe
herköm m I i cher Vermessu n gsverfa h ren wesent-
lich erschwert; in vielen Fällen könnte nur wie-
der GPS als Vermessungsverfahren eingesetzt
werden.

Da aber heute kein Zwang zum Einsatz des

G PS-Ve rm essu n g sve rfa h re n s h e rg este I lt we rd e n

soll und überall der Einsatz herkömmlicher
Verfahren sichergestellt werden soll, sind fol-
gende Übergangsregelungen im Einführungs-
erlaß zum LiegVermErlaß getroffen worden:

Es kann auf die Einrichtung von Aufnahme-
punkten verzichtet werden, wenn im

Vermessungsgebiet in den nächsten Jahren

nur geringe Meßtätigkeit zu erwarten ist

und mindestens 10 Objektpunkte, die ge-

nau gekennzeichnet sind, bestimmt wer-
den (2. B. Vermessungen in Flurbereini-
g u ngsgebieten; Gewässervermessu ngen).

Soweit dies nicht gegeben ist, sind zusätz-

lich besondere Anschlußpunkte (entspre-

chend AP ohne Sicherung) zu Iegen und zu

bestimmen; diese Anschlußpunkte sind als

Aufnahmepunkte mit der Ziffer 4 in der
Hunderterstelle der Art der Marke zu füh-
ren.
ln Gebieten, in denen das GPS-Vermessungs-

verfahren eingesetzt worden ist, kann vor-
übergehend bei nachfolgenden Polar-

vermessungen der Anschluß an das einheit-
liche geodätische Bezugssystem über fünf
flächenhaft verteilte Objektpunkte, die
genau gekennzeichnet sind, oder über be-



sondere Anschlußpunkte hergestellt wer-
den.
Die dadurch auftretenden Standardab-

senkungen können hingenommen werden; sie
gelten nur in der Übergangszeit und unter
besonderen Bedingungen.

Nur durch solche Regelungen kann das GPS-

Vermessu n gsverfa h ren sch rittwe ise be i Liegen-
schaftsvermessungen eingeführt werden.

5 Deregulierung

Die politische Vorgabe der ,, Deregulierung "
von Verwaltungsvorschriften führt auch im Lieg-
VermErlaß dazu, auf Detailregelungen zu ver-
zichten.

Bei der Anwendung ist aus der vorhande-
nen Rahmenvorgabe auf die Lösung des Einzel-
falles zu schließen. Dabei werden Sachverstand
und die Grundprinzipien der Vermessungs-
technik unterstellt.

5o sind in der Neufassung z. B. nicht mehr
enthalten, daß

Katasterämter/ÖUVt Anträge nur im Rah-
men ihrer Zuständigkeit annehmen und
bearbeiten dürfen,
Vorbereitungen so zu betreiben sind, daß
die Liegenschaftsvermessung sachgerecht
erledigt werden kann,
a usfü h rende Vermessu ngsstel len dafü r ver-
a ntwortlich sind, da ß d ie Vermessu ngsu nter-
lagen zum Zeitpunkt der Vermessung aktu-
ell sind,
Grenzermittlungen so weit auszudehnen
si nd, da ß nachgewiesene Fl u rstücksg renzen
mit erforderlicher Genauigkeit in die ört-
Iichkeit übertragen werden können (2.8.
Durchrichtung langer gerader Flurstücks-
g renzen),
Geradlinigkeit von Flurstücksgrenzen fur
ihren gesamten im Liegenschaftskataster
nachgewiesenen Verla uf vermessu ngs-
technisch sicherzustel len ist,
G renzma rken a us da uerhaften Materia I

(2.8. ...) sind.
Die bisher bei Meinungsunterschieden über

notwendige Arbeitsumfänge und Standards oft
verwendete Abwehrfrage ,,Wo steht das den n?"
muß umgedeutet werden ih ,,lst der gewählte
Lösu ngsweg sachgerecht, wirtschaftlich u nd
wird das Ziel damit auch erreicht?".

Die mit der Deregulierung einhergehende
größere Entscheidungsfreiheit sollte nicht als

Belastung empfunden werden, sondern als
Möglichkeit im Einzelfall flexibler reagieren zu
können.

7 Zusammenfassung

Die in der Neufassung des LiegVermErlasses
entha ltenen

Sta nda rdsen ku ngen,
Nutzerorientierungen und
Dereg u lieru ngen

sollen für Antragstellende größere Ent-
scheidungsfreiheiten und Akzept anz bringen.

Bei den Vermessungs- und Kataster-
behörden wird mehr Beratungs- und
lnformationsaufwand erforderlich. lnsbeson-
dere sind Antragstellende auf die sich aus ih-
rem,Minimal"-Antrag ergebenden Folgen
(2. B. keine FIächensicherheit; keine G renz-
bescheinigung) hinzuweisen. Die bisher beim
Bürger vorhandene Erwartung, nach einer Ver-
messung durch das KatasteramVÖbVt ist alles

,,von selbst" auf dem neuesten Stand, wird
nicht mehr ohne weiteres erfüllt. lnsoweit ist
ein Umdenken erforderlich.

Außerdem werden die Ermessensspielräu-
me für die Vermessungsorgane erweitert. Die-
se neuen Anforderungen sind auch im Rahmen
des Wandels von der Hoheits- zur Dienst-
Ieistungsverwaltu ng zu sehen.

Die handelnden Personen der Vermessungs-
organe sollten diese Veränderungen als posi-
tive Zukunftsorientierung ihrer Arbeit se-
hen.

Pa ra llel m it der Neufassu ng des
LiegVermErlasses sind f ür alle geänderten Amts-
handlungen neue Gebührentatbestände für
eine KOVerm-Anderung zu schaffen; außer-
dem sind diese Anderungen in die automati-
siert geführten Geschäftsnachweise (AGN) zu
übernehmen. Die Neufassung des
LiegVermErlasses und die Anderung der
KOVerm sollen im Märzlggi gleichzeitig in
Kraft treten; die geänderte AGN-Version wird
dann auch zur Verfügung stehen.

(1) H. Möllering Entwicklung im Liegenschafts-
kataster - Realität und Vision - Nachrichten Heft
111995, Seite 10

(2) K. Wolters, Liegenschaftsvermessungen - techni-
sche und rechtliche Standards -Nachiichten Heft
111995, Seite 18.



Eine der

Von Anneg ret Kähler-Stier

Von dem Oberverwa ltu ngsgericht Lüneburg
ist 1995 in einem Urteil t1]der Bescheid eines
Katasteramts zur Fortführung des Liegen-

schaftskatasters anläß!ich der Berichtigung ei-
nes Zeichenfehlers mangels Rechtsgrundlage
aufgehoben worden.,,Natürlicherweise" hat
das in der pragmatischen niedersächsischen
Katasterwelt zu lrritationen geführt - ist doch
seit Bestehen des Katasters die Berichtigung
von Fehlern als eine der ordnungsgemäßen
Katasterführung immanente Aufgabe und un-
eingeschränkte Pflicht angenommen worden.
Daß dem formal eine Rechtsgrundlage gege-

ben sein muß und andernfalls Grenzen gesetzt
sind, ist offenbar bislang in dieser Konsequenz
noch nicht beachtet worden.

Die folgenden Ausführungen sollen den
Komplex,,katastertechnisches Handeln und
formales Recht" verdeutlichen und interessan-
te Aspekte der verwaltungsrechtlichen Argu-
mentation aufzeigen.

a.

Ein Fall ...

... in der Vermessungs- und Katasterverwaltung

Anläßlich einer Neuvermessung der Orts-

lage im Rahmen eines Flurbereinigungs-
verfahrens stellte das Amt fur Agrarstruktur in
dem Dorf R bei zwei Flurstucken Unstimmigkei-
ten zum Nachweis des Liegenschaftskatasters

fest. Die Prüfung durch das Katasteramt ergab,

daß
die Darstellung der gemeinsamen Flur-

stucksgrenze in der Liegenschaftskarte nicht
mit den zugrundeliegenden Vermessungs-

zahlen (Koupon) übereinstimmte und

die im Liegenschaftsbuch nachgewiesenen

Flächen aus der Urkarte abgeleitet worden
waren.
Nach sachverstä nd iger Wertu ng a ! ler U n-

terlagen zeigte sich ein klassischer Zeichen-

fehler, da
ein qualitativ gutes Zahlenwerk (Koupon)

vorha nden ist,

diese Zahlen mit späteren Vermessungen

im Nachbarbereich und dem durch das Amt

des Zeichenfehlers

für Agrarstruktur ermittelten Besitzstand
übereinstimmen,
der Koupon von den damaligen Eigentü-
mern im Jahre 1871 durch Unterschrift als

,genau den Besitzstand nachweisend" an-
erkannt worden ist,

der einheitliche Charakter der Dorf-
gestaltung einschließlich der straßen-
seiti gen, besit zabgrenzenden Ma uerwerke
und erhaltenen Gebäude hinreichende
Merkmale für den ursprünglichen Besitz-

stand aufweisen und
die Urkarte im Maßstab 1 : 1 600 einefehler-
hafte Kartierung nicht ausschließt.
Demgemäß berichtigte das Katasteramt die

Liegenschaftskarte und gab den betroffenen
Eigentümern die Eintragung als,,Berichtigung
der Flurstücksfläche mit Veränderung des Flur-
stückskennzeichens" durch Bescheid bekannt.

Wegen der sich damit ergebenden - und in
das Flurbereinigungsverfahren entsprechend
einfließenden - buchmäßig geringeren Fläche

für das eine Flurstück legte dessen Eigentümer
Widerspruch ein. Er begründete ihn damit, daß
der sich aus der Liegenschaftskarte ergebende
Grenzverlauf vom guten G lauben des Grund-
buchs gemäß § 892 BGB erfaßt wurde und er

das Flurstuck demzufolge auch in dem bislang

dargestellten Umfang erworben hätte. Seines

Erachtens könne die Unstimmigkeit im

Li eg e n sc h a fts kata ste r n i c ht e i n se it ig zugu n ste n

des Zahlenwerkes gelöst werden.

Die Bezirksregierung wies den Widerspruch
unter Hinweis auf den eindeutigen öffent-
lichrechtlichen Sachverhalt im Unterschied
zu den offenbar begehrten privat-rechtli-
chen Ansprüchen aus dem Erwerb zurück.

... vor dem Verwaltungsgericht

Die dagegen gerichtete Klage blieb erfolg-
los.

Das Verwaltungsgericht stellte dazu aller-
dings fest, daß es,,für die Berichtigung eines

Zeichenfehlers und (isolierte) Fortfuhrung des

BerichtigungBerichtigung



Liegenschaftskatasters" dem NVermKatG an
e iner ,,spezia lgesetzlichen E rmächtig u ngs-
grundlage" fehlt. Es rechtfertigte die Berichti-
gung jedoch aus einer subsidiären Anwendung
des § 42 YwVfG (Offenbare Unrichtigkeit im
Verwaltungsakt) und stützte seine Auslegung
auf einen Beschluß des Bundesverwaltungsge-
richts [2]. Dieser Beschluß sieht die Unrichtig-
keiten eines Verwaltungsakts auch dann als

offenbar, wenn sie sich erst aus dem Zusam-
menhang des Verwaltungsakts erschließen und
demjenigen aufdrängen, der in die Lage des
Beteiligten versetzt wird. Ein Zeichenfehler ist
deshalb als offenbare Unrichtigkeit zu beurtei-
len, weil sich die Fehlerhaftigkeit des einge-
zeichneten Grenzverlaufs zu mZahlenwerk aus
dem Kataster selbst ergibt.

Die nach § 42 VwVfG im Ermessen der Ver-
waltung stehende Berichtigung kann sich nach
Auffassung des Verwaltungsgerichts sogar zu
einer Berichtigungspflicht verdichten, wenn
eine bleibende Unrichtigkeit mit dem öffentli-
chen lnteresse (Bedürfnis von Recht, Verwal-
tung und Wirtschaft an der Richtigkeit des
Liegenschaftsatasters) nicht vereinbar ist.

Danach hatte der KIäger nicht das Recht, im

,,Vorg riff " auf eine zivilgerichtliche Ent-
scheidung vom Katasteramt die Erhaltung
des von ihm als wahr behaupteten
Grenzzustandes im Liegenschaftskataste r zu
verla ngen.

... vor dem Oberverwaltungsgericht

Auf die Berufung des Klägers wurde das
Urteil des Verwaltungsgerichts geändert und
der Bescheid des Katasteramts aufgehoben;
eine Revision wurde nicht zugelassen.

ln der Begründung wird ausgeführt, daß -
,,ullabhängig von der Bewertung der materi-
ellrechtlichen Rechtmäßigkeit des Handels des
Katasteramts ihm für die Berichtigung des
Liegenschaftskatasters, soweit es um die Be-
richtigung von Grenzverläufen... geht, keine
Ermächtigungsgrundlage zur Seite steht".

§ 1 Abs. 1 NVermKatG ,,stellt lediglich eine
Zuständigkeitsnorm dar", aus der nach allge-
meiner Erkenntnis auf keine Befugnis zu einem
eingreifenden Tätigwerden geschlossen wer-
den kann [3]. Auch § 1 1 NVermKatG ermächtigt
dazu nicht, da er lediglich Zweck und lnhatt des

Li eg e nschaftskataste rs rege lt. N ach Auffassu n g

des Oberverwaltungsgerichts Iäßt das Gesamt-
gefuge der öffentlich- und privatrechtlichen
Vorschriften, insbesondere auch wegen der
Regelungen zur Grenzfeststeltung in § 2 DVO
NVermKatG (unterbleiben besonderer Ver-
merk; unter Vorbehalt) in Verbindung mit
den Bestimmungen des § 920 BGB (Grenz-
verwirrung) ,, hur den Schluß zu, daß den Kata-
sterämtern die Befugnis zur Berichtigung von
streitigen Grundstücksgrenzen nicht zusteht."

Auch der vom Verwaltungsgericht - wegen
fehlender lex spezialis - herangezogene § 42
VwVfG rechtfertigt seines Erachtens die Berich-
tigung nicht. Zum einen fehlt es an einem
vora ngega ngenen Verwa Itu n gsa kt, der berich-
tigt,werden soll; denn für die streitige Grenze
'hat seit dem Jahre 1871 keine durch einen
Verwa ltu n gsa kt beu rku ndete Abma rku ng statt-
gefunden .Zum anderen handelt es sich bei den
alten Eintragungen im Liegenschaftskataster
um keine offenbare, einem Rechen- und
Schreibfehler vergleichbare, Unrichtigkeit. Of-
fenbar ist nach Auffassung des Oberverwal-
tungsgerichts eine Unrichtigkeit nur, wenn sie

offensichtlich oder doch unschwer aus den ge-
gebenen Umständen von den Beteiligten er-
kennbar ist; der vorliegende Rechtsstreit zeigt
aber, daß dem gerade nicht so ist, sondern
Nachforschungen durch das Katasteramt erfor-
derlich waren. Zudem beruht die Eintragung
,,nicht auf einer ungewollten, etwa irrtümlich
vorgenommenen Eintragung sondern auf
einer willentlichen Übertragung von Messungs-
daten in die Kartierung". Kriterium für eine
einem Rechen- und Schreibfehler vergleichba-
re Unrichtigkeit ist aber, daß der Behörde in
ihrer Willensbildung ein Fehler unterlaufen ist.

Soweit das Katasteramt für die Berichti-
gung demnach keine Rechtsgrundlage hat, muß
es sich an weiterem Recht, hier dem BGB, mes-
sen lassen. Das Oberverwaltungsgericht ver-
weist hierzu auf einen Beschluß des Bundesver-
waltungsgerichts [4], in dem klargestellt wor-
den ist, daß bei bestandskräftigen Verwaltungs-
akten (in dem zugrunde liegenden Fall:
Abmarkung) dem Nachweis der Unrichtigkeit
(Berichtigung) Schranken dann gesetzt sind,
wenn durch die Anderung des Verwattungs-
a kts a uch d ie nach gewiesene G ru ndstücksf läche
geändert und damit in das Eigentum des Be-
troffenen, dem die Vermutungswirkung des
§ 891 BGB zur Seite steht, eingegriffen wird.
Ohne besondere gesetzliche Legitimation läßt



sich eine Unrichtigkeit insoweit nur mit Einver-

ständnis der Betroffenen oder einer zivil-
gerichtlichen Entscheidung über die wahren
Eigentumsverhältnisse bereinigen. Auch wenn
in dem hier gegebenen Fall kein (formales)

G renzfestste I I u n gs- u nd Ab m a rku n gsve rfa h re n

stattgefunden hat und die betroffenen Rechts-

vorgänger lediglich die Richtigkeit der
Vermessungszahlen aus dem Jahre 1871durch
Unterschriftsleistung bestätigt haben, unter-
Iiegt die damalige Eintragung wegen des da-
mit gekoppelten Grundbucheintrags, einer ei-
nem bestandskräftigen Verwaltungsakt ver-
gleichbaren Sperre hinsichtlich eventueller Be-

richtig u ngen.

Wegen fehlender Rechtsgrundlage hat der
Kläger danach das Recht auf Bestandsschutz
bis gegebenenfa !ls streitige, materiell-
rechtliche Eigentumsverhältnisse von or-
dentlichen Gerichten geklärt worden sind.

Ein Fall, der Klarheit schafft ...

So einfach ist das

Die Entscheidung entspringt konsequent
rechtsstaat! ichem Den ken.

Danach hat sich jede Verwaltung vor ihrem
Handeln als erstes die Frage zu beantworten:

,,Wo steht das geschrieben?". Da dies für die

Berichtigung der Darstellung einer im weite-
ren Sinne am öffentlichen Glauben teilneh-
menden Liegenschaftskarte tatsächlich nicht

beantwortet werden kann, hebt das Oberver-

waltungsgericht zu Recht seinen juristischen

Zeigefinger. Und da hilft es auch nicht, daß

eine über loojährige verwaltung sich auf ihre
Autorität zur Führung eines öffentlich-rechtli-
chen Registers beruft. Sie mag die Zweckmä-

ß i g ke it e i nes Verwa ltu n gsa ktes vi e ! le icht recht-

fertigen, seine Rechtmäßigkeit beda rf gleich-

wohl einer formalen Legitimation. Nur daran

wird im Zweifel der Richter messen - (späte-

stens) dort, wo ein Kläger ist.

Unter diesem Blickwinkel steht auch zu'
rück, daß die Urteilsbegründung im einzelnen
nicht immer vollends nachvollziehbar ist. So ist

nicht ganzeinleuchtend, wenn dargelegt wird,

daß es einerseits für die Anwendung des § 42

VwVfG an einem vorangegangenen Verwa!-
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tungsakt (Abmarkung) fehlt, andererseits aber
in der Eintragung im Jahre 1871 wegen der
Unterschriftsleistung der Betroffenen eine ei-
nem Verwaltungsakt vergleichbare Sperr-
wirkung zu sehen ist. Hier entsteht fast der
Eindruck, daß das,,senatsauge" dem Vorgang
Grenzfeststellung und Abmarkung gegenüber
dem ,,bißchen" Eintragung eine andere Wer-
tigkeit gibt. Und auch die Wertung, daß der
Zeichenfehler nicht den Fällen zuzuordnen ist,

in denen der Behörde bei ihrer Willensbildung
ein Fehler unterlaufen ist, überzeugt nicht recht.
Beweist nicht gerade der Vorgang Vermessung
mit abschließender Unterschriftsleistung der
Betroffenen aus dem Jahre 1 871 den tatsächli-
chen (beiderseitigen) Willen und das ,,unge-
wollte" Versehen in der Übertragung (Eintra-
gung) in die Liegenschaftskarte?

lm Ergebnis zumindest überzeugt das Urteil
und es kommt zur rechten Zeit -zurZeitder
Novellierung des NVermKatG.

So kompliziert kann es sein

Die Entscheidung weist auf eine Lücke im

,, Kataste rrechtssyste m. "

Der Senat hat sich in seiner Begründung

,,ausdrücklich " von der,,gegenteiligen Auffas-
sung" t5l des Lüneburger 3. Senats aus dem
Jahre 1980 distanziert und damit auch die Recht-

mäßigkeit einer Grenzfeststellung mit der Kon-

sequenz der Berichtigung der Liegenschafts-
karte (so auch bei Aufnahmefehlern) hinter-
f ragt.

ln dem Urteil aus dem Jahre 1980 hatte der
da ma Iige Senat (a llerd ings nach a ltem Kataster-

recht) über eine Grenzfeststellung und

Abmarkung zu entscheiden, mit der in Folge

ein Zeichenfehler berichtigt werden sollte. lm

Ergebnis sah er diese Grenzfeststellung und

Abmarkung dadurch legitimiert, daß gemäß

§ 16 Abs. 4 des VermKatG v. 8.1 1.1961 eine

Abmarkung nach dem Nachweis des Liegen-

schaftskatasters vorgenommen werden konn-
te, wenn nach sachverständigem Ermessen kei-

ne Bedenken bestehen. Unter das sachverstän-

dige Ermessen subsumierte dieser Senat, we-
gen der Ermächtigung des Ministers zu bestim-

men, wie das Liegenschaftskataster zu führen
ist, auch die Anwendung der Verwaltungsvor-
schrift des Fortführungserlasses l! aus dem Jah-



re 1955. Danach war zu untersuchen, ob Ab-
weichungen im lnhalt des Katasters bestehen
und waren Zeichenfehler von Amts wegen zu
berichtigen. Auch wenn dahingestellt bleiben
muß, ob diese Rechtsbegründung heutigen
Legitimationsansprüchen genügt hätte, muß
aber nach dem neuesten Urteil des Oberver-
waltungsgerichts auch bei einem formalrecht-
lich einwandfrei begründeten Grenzfest-
stellungs- und Abmarkungsverfahren die Be-

richtigung von Aufnahmefehlern (§ 2 Abs. 2

DVO NVermKatG) trotz des Einverständnisses
der Beteiligten wegen der damit verbundenen,
formalrechtlich nicht begründeten Berichtigung
der Liegenschaftskarte scheitern. Auch hier
wäre nunmehr - unabhängig von dem Einver-
ständnis des Grundbuchamtes(!) - bis zur gege-
benenfalls privatrechtlichen Klärung den Be-

troffenen (selbst bei einer rechtmäßig vollzo-
genen G renzf eststel Iu ng) ka rten mä ßiger
Bestandssch utz zu gewähren. Dies ist zugege-
ben eine exotische Fallkonstruktion; gleichwohl

wird daran deutlich, wie wenig bislang die
formalrechtlichen Aspekte der Eintragung
in das Liegenschaftskataster (,,das bißchen
Übernahme") im Gegensatz zu denen der
Grenzfeststellungs- und Abmarkungsver-
fahren im Gesetz berücksichtigt worden
sind.

lm Grunde nichts Neues

Die Entscheidung bestätigt die ,rechtliche
Wertu ng" der lnha lte des Liegenschafts-
katasters.

Nach fachlichem Verständnis wird unter-
schieden zwischen Angaben des Liegenschafts-
katasters, von deren Anderung Rechte Betrof-
fener berührt werden können und deren Ein-
tragung außer der technischen Fortführung
folgerichtig die Durchführung eines
Verwaltungsverfahrens voraussetzen, sowie
den Angaben, deren Anderung keine unmittel-
bare Wirkung auf Dritte entfalten. Erstere sind
die (originären Kataster-) Angaben zur

geometrischen Form,

Größe
von Flurstücken, Gebäuden und öffentlich-
rechtlichen Festlegungen nach dem Bewer-
tu ngsgesetz u nd dem Bodenschätzu ngsgesetz;
letztere sind alle anderen (nachrichtlichen und

internen) Angaben, zum Beispiel die Angaben
zur Tatsächliche Nutzung.

Hierzu sei auf das Urteil t6] eines Parallel-
verfahrens verwiesen, in dem sich derselbe Se-

nat zu dem Komplex Berichtigung noch ein-
deutiger erklärt hat. Anläßlich einer Berichti-
gung von Angaben der Gemeindezugehörigkeit
im Zusammenhang mit dem Nachweis der Kü-
stengewässer und der Flußmündungsbereiche
hat er ausgeführt, daß die Verneinung einer
Beri chti g u n gsko m peten z f ü r d as Li egenschafts-
kataster nicht allgemein gilt. Vielmehr ist zwi-
schen inhaltlichen Eingriffen, das heißt den
Eingriffen, die mit der gesetzlich unterstellten
fiktiven Richtigkeit des Liegenschaftskatasters
zusammenhängen, und den nur nachrichtlich
aufgenommenen beziehungsweise beschrei-
benden Angaben im Liegenschaftskataster zu
unterscheiden. Für letztere ist § 1 Abs. 1 i. V. m.

§ 11 Abs. 1 NVermKatG eine Kompetenznorm
zur Berichtigung. Der umschriebene Zweck und
lnhalt umfaßt auch weitere katasterrechtliche
Realdaten, Ordnungsmerkmale, die der lndi-
vidualisierung und ldentifizierung von Flur-
stücken dienen und insoweit der Einf Iußnahme
durch den Eigentümer und Benutzer entzogen
sind; ihre Veränderung berührt grundsätzlich
nicht die Rechtsstellung des Eigentümers.

Dieser im Grunde seit dem Reichsgerichts-
urteil aus dem Jahre 1910 anerkannte
materi e I I rechtl iche Sachverha lt beda rf ,, end-
lich " formalrechtlich einwandfreier Regeln
fur die Verwaltung.

Ein Fall, der künftig anders zu
beurteilen sein wird !!.

Für die künftige Regelung sind zwei ver-
schiedene Wege und Ermächtigungsinhalte für
die Führung des Liegenschaftskatasters (s l l
NVermKatG) denkbar.

Unter der Prämisse ,,Nur so viel Verwaltung
wie notwendig - dem Bürger so viel Eigenver-
antwortung wie möglich " bietet sich an, festge-
stellte Unstimmigkeiten im Liegenschafts-
kataster, deren Berichtigung die Rechtsstel-
lung der Betroffenen berühren könnte, ledig-
lich durch einen Verme rkzu kennzeichnen und
die Berichtigung erst auf Antrag, gegebenen-
falls aufgrund eines zivilgerichtlichen urteits,
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vorzunehmen. Damit wäre ein gutgläubiger Beide Ansätze haben etwas für sich. lm

Nutzer hinsichtlich der Richtigkeitsvermutung Hinblick auf die Fortentwicklung des

gewarnt und die Verwaltung nicht gefordert, Liegenschaftskatasters zum Basisinformations-

von Amts wegen, gegebenenfalls wider den system und die damit verbundenen Aufgaben

Willen eines Betroffenen, eine interne Richtig- sollte jedoch der zweite Ansatz verfolgt wer-
keit herzustellen, die sich durch anderes Recht den. Denn ein Nachweis, dessen Richtigkeits-
(gutgläubiger Erwerb oder Rechte von Gläubi- vermutung in Frage gestellt ist, kann eine
gern) eventuell überholt hat. Rechtsfolgen hät- Grundlagenfunktion im Sinne eines öffentli-
tendieBetroffenenvorabeigenverantwortlich chen Registers nicht erfüllen. Außerdem muß

unter sich zu klären; der Bestand im sichergestellt werden, daß das Liegenschafts-

Liegenschaftskataster würde bis auf den ein- kataster aufgrund gerichtlich nachvollziehba-

schränkenden Vermerk als letzter Sachstand rerVerwaltungsverfahrentransparentgeführt
festgehalten. Zur Klärung bliebe es den Betrof- wird.
fenen vorbehalten, ein Gutachten zum kataster-
technischen Sachverhalt zu beantragen und - Die beabsichtigte Novelle zum NVermKatG

bei Rechtsverlusten Schadensersatz zu fordern. sollte deshalb

Diesem nichtsehrverwaltungsaufwendigen - die Funktion des Liegenschaftskatasters

und in der Zeit der Verwaltungsreform somit als Basisinformationssystem normieren

interessanten Ansatz stehen allerdings die mit und

einem öffentlichen Registerverbundenen Funk- - die Vermessungs- und Katasterbehörde
tionen entgegen. lnsoweit ist den Darlegun- ermächtigen,widersprüchlicheAngaben
gen des Verwaltungsgerichts zu folgen. Mit nachsachverständigemErmessenzube-
Hinweis auf das Liegenschaftskataster als richtigen.
Grundlage zur Feststellung des Einheitswerts
der Grundstücke und zur Erhebung der Grund- Zum Schluß sei noch einmal daran erinnert,

und Vermögenssteuer hat es ausgeführt, daß und insoweit obsiegt dann doch der Pragmatis-

Verwaltungsakte,dieöffentlicheAbgabenfest- mus der niedersächsischen Katasterwelt, daß

setzen, bei einer bleibenden Unrichtigkeit des der Zeichenfehler auch ohne formale Rechts-

Liegenschaftskatasters auf einer erkannter- grundlage berichtigt werden kann, wenn die

maßen unrichtigen Grundlage ergehen müß- Betroffenen einverstanden sind ... und das ist

ten. Dies sei aber mit den öffentlichen lnteres- doch noch der Normalfall. lmmerhin spiegelt

sen nicht vereinbar. Es verweist insoweit das Nichteinverständnis eines Betroffenen ein

richtigerweise auf ein Urteil [7] des Oberver- ,,bedenkliches"Rechtsempfindenwider,soweit
waltungsgerichts Münster, das sich dazu aus- er damit schließlich auch Grund und Boden

führlich geäußert hat. Unter der Prämisse vomNachbarnabfordert,denertatsächlichzu

,,Liegenschaftskataster als Nachweis zur staat- keinem Zeitpunkt im Besitz hatte' Und da müß-

lichen lnformationsvorsorge mit Schutz- und te er sich schon die Frage gefallen lassen. ob er

Beweisfunktionen" [8] bleibt also, erkannte -formal zwar im Recht-tatsächlich Recht hat.

Unstimmigkeiten zu klären und von Amts we-
gen - gegebenenfalls auch gegen den Willen
der Betroffenen - zu berichtigen. Damit wird Literatur
der Nachweis entsprechend nachvol lziehbaren,
in Verwattunssverrahren restsestellten verhält- []l $J""*ä"|:Jf,,Yä'",j| 1'rl]3:lJß'l-i ]',';JÄ"1
nissen, widerspruchsfrei geführt. Anderungen NVwz 1986, 198 ff.
dermateriellenEigentumiverhältnisse,diesich [3] dazuSchoch,DVBI'1991.667(6!.7)--^-^ ^"
eventueil in der Fotse des nach außen treten- t4l 

?Yijl,9iiäfrtx?J;,1"t;i,?"!rrv 
B)se'70' Dov

den Fehlers zwischenzeitlich ergeben haben, tsl OVG Lüneburg, Urteil vom 24.1.1980 - 3 OVG A

könnten nur über begründete Anträge auf 82nB

AktualisierunsdesLiesenschaftskatastersnach- "' :Y:*:t"i:ft!,tf;1.'..I;,Ji;''l?l;*,i3f{,1?
vollzogen werden. Hierbei ist auch zu berück- Herrn vmD stege

sichtig-en, daß sich andernfalls durch einen Feh- t7l ovc Münster, urteil v' 12'2j992 - 7 A 1910189;

ler der Verwaltung die Beweislast für die Be- NJW 1993' 217
181 NvermKatG-KommentarMöllering/BauerNr.2.2

troffenen umkehrt. b, 111
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Berichtigung der beschreibenden Angaben des Liegen-
schaftskatasters im Spiegel der
(hier am Beispiel der kommunalen Zugehörigkeit der

Von Joachim Stege

Ovc-Rechtsprechung
Küstengewässer)

1 Sachverhalt

ln den Jahren 1988 und 1989 sind, einem
Erlaß des Nds. Ml vom 30. 5. 1988 folgend, die
Küstengewässer bis hin zur 3-Seemeilen-Linie
katastermäßig erfaßt worden, um sie entspre-
chend dem § 1t NVermKatG als dem Gebiet des
Landes Niedersachsen zugehörig im Liegen-
schaftskataster nachzuweisen. Mit Ausnahme
einiger im Elbmündungstrichter vor Cuxhaven
und Otterndorf befindlicher FIächen war der
gesamte unterhalb der mittleren Tidehoch-
wasserlinie (MThw) gelegene Bereich bis dahin
nicht in Liegenschaftsbuch und -karte registriert.

Das Katasteramt beschränkte sich indessen
nicht nur auf die Ersterfassung von Wasserflä-
chen, sondern änderte erlaßkonform auch bei
den bereits seit etwa 1870 im Kataster geführ-
ten Flurstücken unterhalb der MThw-Linie die
dort dekla rierte Kom mu na lzu gehörig keit i n die
Formulierung,,Kreiszugehörigkeit ungeklärt,
Gemeindezugehörigkeit ungeklärt". Die so
berichtigten Nachweise des Liegenschafts-
katasters wurden öffentlich ausgelegt und mit
Rechtsbehelfsbelehrung (Möglichkeit des Wi-
derspruchs) versehen. An dieser Stelle sei er-
wähnt, daß das Katasteramt jedefalts nominell
die Erfassungsarbeiten ausgeführt hat, auch
wenn aus organisatorischen Gründen (Abfan-
gen von Arbeitsspitzen) das Dez. 207 der Be-
zi rksreg ieru ng d ie pra ktische Arbeit ü berna h m.
Die originäre Beklagteneigenschaft des Kata-
steramtes blieb davgn aber unberührt (OVG).

Der La nd kreis besch ritt - der Rechtsbehetfs-
belehrung folgend - den verwaltungsrechts-
weg und stellte hauptsächlich darauf ab, daß
die Berichtigung des Liegenschaftskatasters
eine unzulässige Gebietsveränderung dar-
stelle, die zudem weitreichende Folgewir-
kungen entfache. So sei bei der Berechnung
der Fina nzausgleichsmittel für 1990 erstmals
die im Liegenschaftskataster berichtigte Kreis-
fläche, die auch vom Nds. Landesamt für stati-
stik übernommen worden sei, zugrundegelegt

und somit der Landkreis gegenüber früher
schlechter gestellt worden. Es fehle im übrigen
auch die gesetzliche Grundlage fur die Ande-
rung der Kommunalzugehörigkeit.

Aus ähnlicher Sicht haben auch die betrof-
fenen Gemeinden Widerspruch erhoben, wa-
ren aber mit einer Aussetzung des Verfahrens
bis zu einer abschließenden Entscheidung über
die Frage der Kreiszugehörigkeit einverstan-
den.

Der Widerspruchsbescheid der Bezirksre-
gierung vom 2. März 1992 stellte klar, der
Widerspruchsführer sei in seinen Rechten nicht
verletzt, da nicht der maßgebliche lnhalt des
Li egenschaftsbuch es, der O ri g i n ä rnachweis der
Li egenschaften, ve rä n d ert worden sei, so ndern
lediglich ein die Liegenschaft beschreibendes
Merkmal. Die katastermäßige Zuweisung be-
gründe aber keine kommunale Gebiets-
zugehörigkeit. ln einer früheren Entscheidung
hatte das OVG Lüneburg 1981 betont: Soweit
Dritte aus dem kommunalrechlichen Zugehö-
ri g keitsh i nwe is ü ber den tatsäch I ichen kataster-
rechtl ichen stel lenwert h i na usgehende sch I u ß-
folgerungen zögen, könnte dies nicht dem
Vera ntwortu ngsbereich der Vermessu ngs- u nd
Katasterverwa ltu ng zugesch rieben werden.

lm übrigen deckt sich aber die jetzige Ein-
tragung mit Grundsatzaussagen des BVerwG
vom 5. 12. 1986 und 21 .8. 1981, wonach kom-
munales Gebiet regelmäßig an der MThw-Linie
des Küstenmeeres und dazu gehört der
Elbmündungstrichter - endet.

Mit seiner Klage vom 10. Apral lgg}wieder-
holte der Landkreis im wesenttichen sein im
Vorverfahren formuliertes Begehren und be-
kräftigte dies mit der Bemerkung, daß den
bisherigen, seit Anlegung des Katasters um
1870 bestehenden Eintragungen im Liegen-
schaftskataster in Ermangelung anderer Fest-
legungsakte doch eine hohe Vermutung für

il:.*r"is- 
u nd Gemei ndezugehörigkeit zukom-
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Das beklagte Katasteramt lehnte sich in
seinem Vorbringen inhaltlich an die Begrün-

dung im Widerspruchsbescheid an und ver-

neinte einen etwaigen Regelungscharakter ei-

nes nur beschreibenden Merkmals im
Liegenschaftsbuch.

Das VG Stade wies am 27. Oktober 1992 die

Klage bereits als unzulässig ab, weildurch nach-

richtliche Eintragungen im Liegenschafts-

kataster keine unmittelbaren Rechte des KIä-

gers berüht würden.
Mit der Berufung vom 16. November 1992

verfolgte der Kläger sein Anliegen mit den

bereits im erstinstanzlichen Verfahren vorge-
tragenen Gründen weiter. Die beklagte Behör-

de stützte ihren Antrag auf Zurückweisung der
Berufung im wesentlichen auf die auch schon

bisher im anhängigen Verwaltungsverfahren
vertrete ne Auffassu n g.

Die erst im Berufungsverfahren beigelade-
nen Städte Cuxhaven und Otterndorf sowie die

Samtgemeinde Land Hadeln schlossen sich dem

Klageantrag des Berufungsklägers an, verwie-
sen in der mündlichen Verhandlung aber ihrer-
seits noch besonders darauf, daß es nicht ange-

hen könne, das Kastastereintragungen beschrei-

bender Art wie die Kommunalzugehörigkeit
nicht angreifbar seien. Die mit der Berichti-
gung verbundenen weitreichenden Folge-

wirkungen müßten schon für sich allein 9e-
nommen die Klagebefugnis eröffenen, weil

Fina nza)weisungen für kommunale lnvestitio-

nen, Schülerbeförderungen u.v.m. der Höhe

nach von der Gebietsgröße abhingen. Die amt-

!ichen Zahlen des Landesamtes für Statistik

sei nen sch I ieß I ich a us dem Li egenschaftskataster

abgeleitet.

2 Berufungsentscheidung des OVG

2.1 Zur Verwaltungsakt-Qualität

Anders als im erstinstanzlichen urteil er-

klärt der 1. senat des Nds. ovc in seiner Ent-

scheidung vom 19. 1 . 1995 (1 L 5943192) zu-

nächst die Klage und die Berufung fÜr zulässig.

Die Zulässigkeit setzt, so das Gericht, vor-

aus, daß es sich bei den hier in Frage stehenden

Anderungen bzw. Berichtigungen überhaupt

um einen Verwaltungsakt handelt. ,Maßgeb-
Iich für die Beurteilung, ob ein behördlicher

Akt als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist, ist
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nicht allein objektiver Erklärungsinhalt, son-

dern auch sein äußeres Erscheinungsbild". Ent-

scheidend ist hiernach, wie der Kläger unter
Berücksichtigung der äußeren Form der Abfas-

sung ,,und insbesondere der Beifügung einer
Rechtsbehelfsbelehrung das Tätigwerden des

Beklagten verstehen durfte bzw. mußte. Trifft
eine Behörde aber nach der äußeren Erschei-

nungsform eine verbindliche Regelun§f, han-

delt es sich allein deswegen um einen mit Rechts-

mitteln angreifbaren Verwaltungsakt'. !m vor-
liegenden Fall hat die Behörde nach Auffas-
sung des OVG eine Regelung mit unmittelba-
ren Außenwirkungen treffen wollen und somit
einen Verwaltungakt in die Welt gesetzt.

Ob die Berufung - nachdem sie für zulässig

erklärt wurde - nun aber auch begründet er-

scheint, sieht das Gericht in der Weise, daß es -
anders als der äußeren - so doch der ,,inhaltli-
chen" Verwaltungsakt-Qualität erhebliche
Zweifel entgegenstellt. Um nämlich die Vor-
aussetzungen des Regelungscharakters zu er-

füllen, müßte es sich bei ,,dem hier im Streit
stehenden Hinweis »Kreiszugehörigkeit unge-
klärt( um eine unmittelbare, für den Landkreis

verbindliche Regelung von Rechten und/oder
Pflichten ... handeln... . Daß lediglich mittelba-
re Rechtswirkungen aus einem behördlichen
Tätigwerden folgen, reicht zur Bejahung der
Verwaltungsaktqualität nicht aus". Wenn nach

§ 9 der Anweisung vom 7. Mai 1858 zur Vorbe-
reitung der Ausführung des Gesetzes vom 21.

Mai 1861, betreffend die anderweite Regelung

der Grundsteuer in den Provinzen Schleswig-

Holstein, Hannover und Hessen, nicht einmal

der Aufnahme und Feststellung der Grenzen

der Gemeinden im Katasternachweis eine recht-

liche Qualität zukam, gilt dies erst recht für den

lediglich beschreibenden Hinweis der Kreis-

bzw. Gemeindezugehörigkeit, folgert das Ge-

richt. Angaben zur Zugehörigkeit ,,nehmen
insbesondere nicht an der durch das Grund-
buch ve rm itte lten R i chti g keitsverm utu n g (§ 89 1

BGB) und an dem Gutglaubenschutz (§ 892

BGB) teil. Die lediglich mittelbaren Folge-

wirkungen im Rahmen der Berechnung von

Fina nza)weisungen führen nicht dazu, daß al-

lein deswegen der Berichtig u ng Rege-

I u ngscha rakter zukom mt" .

Die Frage nach der ,,inhaltlichen" Verwal-

tungsakt-Qualität kann laut Urteil aber letzt-
lich auf sich beruhen, weil es sich aus anderen

Gründen, wie oben erklärt, bereits um einen

Verwa ltungsakt handelt.



2.2 Kompetenz zur Berichtigung des
Li e g e n sch aftskata ste rs

Das OVG stellt zunächst klar, daß dem Kata-
steramt eine Ermächtigungsgrundlage zur An-
derung der Angaben zur kommunalen Zuge-
hörigkeit zur Seite steht; denn für die nur
nachrichtlichen und beschreibenden Eintragun-
gen im Liegenschaftskataster stelle § 1 Abs. 1

i.V.m. § t 1 Abs. 1 NVermKatG eine Kompetenz-
norm dar.

lm Seitenblick auf sein Urteil vom 6. 1 . 1995-
I L2131193 zeigt der Senat parallel dazu auf, in
welchen Fällen er die gesetzliche Grundlage
hingegen für nicht gegeben ansieht. So ver-
neint er eine Berichtigungskompetenz für das
Liegenschaftskataster bei inhaltlichen Eingrif-
fen, namentlich solchen, ,,die mit der gesetz-
lich unterstellten fiktiven Richtigkeit des
Liegenschaftskatasters zusammenhängen".
Damit würde unzulässig in Eigentumsrechte
eingegriffen. VmAR'in Kähler-Stier hat o.a.
Urteil, bei dem es um einen Zeichenfehler ging,
an anderer Stelle in diesem Heft kommentiert.

,,Weitere katasterrechtl iche Rea Idaten " wi e

Ordnungsmerkmale sind der Einflußnahme
Außenstehender jedoch entzogen. Das gilt glei-
chermaßen für beschreibende Merkmale wie
Lagebezeichn u ngen, tatsäch I iche N utzu ng u nd
kommunale Gebietszugehörigkeit. Sie stellen
keine ,,inhaltlichen Eingriffe" in Rechts-
positionen dar.

lndessen genugt nach Ansicht des OVG das
Vorhandensein einer Ermächtigungsgrundlage
allein noch nicht. Das Handeln des beklagten
Amtes muß,,auch rechtmäßig, also sachlich
gerechtfertigt sein. Dies ist hier der Fall. Sub-
jektive Rechte des Klägers werden durch die
E i ntra g u n g »Kreiszu gehöri g keit u ngeklä rt« n icht
verletzt".

2.3 Kreisgebiet

Das Beruf ungsgericht geht des weiteren
auf die Nds. Landkreisordnung (NLO) ein. Nach
§ 14 Abs. 2 geschieht eine Gebietsänderung
durch Gesetz. Die Begründung eines kreisfrei-
en Gebietes gibt die NLO jedoch nicht her. Das
Urteil fährt fort: ,,Eine Gebietsfläche kann da-
mit zwar gemeindefrei, nicht aber kreisfrei
sein. Daraus, daß jede Gebietsgrenze grund-
sätzlich einem Landkreis zugeordnet ist, folgt

aber nicht, daß auch jede katastermäßig erfaß-
te Fläche des Staatsgebietes einem Landkreis
zugeordnet sein muß. Neben den kommunafi-
sierten Gebieten gibt es nämlich noch soge-
nannte ursprünglich gemeindefreie, und da-
mit auch ursprünglich kreisfreie Gebiete. Grund-
sätzlich ist Gemeinde- bzw. Kreisgebiet nur
Landgebiet". Demnach enden kommunalisier-
te Gebiete dort, ,,wo einerseits das feste Land
abschließt und andererseits der Meeresstrand
bzw. das Meer beginnt. Der Verlauf der Grenz-
linie zwischen Land und Nordsee bestimmt sich
dabei nach der Linie des mittleren Tide-
hochwassers". Das gleiche gilt für den durch
das BVerwG definierten Elbmündungstrichter.

Der Senat gesteht den katasterrechtlichen
Unterlagen - je nach den Gegebenheiten des
Einzelfalles allenfalls lndizwirkung für die
Frage nach kommunaler Zugehörigkeit zu. Eine
unmittelbare Veränderung von kommunalen
Rechten gehe aber von der hier streitigen Ein-
tragung ins Legenschaftskataster nicht aus.
Zudem sei die sachliche Begründung gegeben,

,,uffi eine jedenfalls über Jahrzehnte, teilweise
seit 1871 unbeanstandet gebliebene kataster-
mäßige Zuordnung nunmeh r zu ändern ".

Ob indessen die jenseits der MThw-Linie
liegenden Flächen kommunalrechtlich tatsäch-
lich als Kreisgebiet oder aber als ursprünglich
kreisfreies Küstengebiet zu bewerten sind, ,,be-
urteilt sich grundsätzlich nach dem sogenann-
ten historischen Prinzip und damit grundsätz-
lich nach den vorgefundenen historischen Gren-
zen. ldealfall einer an historischen Gegeben-
heiten a usgerichteten G renzfeststellu ng ist das
Vorhandensein eines staatl ichen Hoheitsaktes,
... . Für eine derartige ausdrücklich vorgenom-
mene Kommunalisierung der im Küster-
gewässer liegenden Flächen gibt der Sachver-
halt nichts Greifbares her". ln Ermangelung der
Existenz eines Feststellungsaktes kann erst im
Zuge weiterer Tatsachenermittlung die o. a.
lnd izwirku ng des Liegenschaftskatasters ü ber-
haupt relevant werden. Das OVG sieht sie im
Ergebnis aber nur bei Landflächen als möglich
an. Bei seewärts der MThw-Linie gelegenen
Flächen müsse man aber von traditionell ur-
sprünglich gemeinde- und kreisfreien Gebie-
ten ausgehen. Das Gegenteil gilt erst, wenn
,, gewichti ge, na hezu u nersch ütterba re An ha lts-
punkte dafür vorliegen, daß diese Flächen
entgegen dem Regelverlauf - zu irgendeinem
Zeitpunkt kommunalisiert worden sind. Davon
kann hier nicht ausgegangen werden".
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Die Revision wurde nicht zugelassen; Be-

schwerde hiergegen wurde nicht eingelegt.
Das Urteil ist rechtskräftig.

3 Hinweis auf ein weiteres OVG-Urteil mit
g leichem Sachverha ltsbezug

Parallel zu dem oben erläuterten Vorgang
hat der klagende Landkreis auch ein
Verwaltungsrechtsverfahren gegen das Nds.

Landesamt für Statistik gefuhrt. Dieses hatte
fur die Schlüsselzuweisungen für die Schüler-
beförderungen sowie für kommunale lnvesti-
tionen 1990 statt bisher 2130 km2 nur noch die
berichtigte Fläche von 2073 km2 fur die Berech-

nung zugrunde gelegt.
Das VG Stade hat der Klage im Januar 1992

stattgegeben: ,,Der Kläger könne die Berück-
sichtigung der bisher ausgewiesenen Flächen

verlangen ".
Die Berufung des beklagten Landesamtes

hatte Erfolg. Das OVG wies mit Urteilvom 17.1.
1995-10 L 1756192 die Klage des Landkreises
zurück mit der Begründun§, das FAG (Gesetz

über den Fina nzausgleich) enthalte keine Re-

getung, wonach der Beklagte und Berufungs-
k!äger überhaupt an die Flächenzuordnungen
im Liegenschaftskataster gebunden sei. Wenn
er sich also in freier Wah! auf die berichtigten
Angaben über die Kreiszugehörigkeit gestützt
hat, so begegne dies keinen Bedenken.

Auch dieses Urteil ist rechtskräftig.
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lnhaltsverzeichnis für die,,Nachrichten"

Die Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung erscheinen
nunmehr im 45. Jahrgang. Auch wenn sie in der Regel nur vierteljährlich herausgegeben werden,
entsteht im Laufe der Jahre doch eine große Anzahl von Aufsätzen, die dazu noch recht
unterschiedliche Themen zuzuordnen sind. Bisher liegen die lnhaltsverzeichnisse bis '1990 vor.

Das jetzt zusammengestellte 5. lnhaltsverzeichnis gilt für den Zeitraum von '1990 bis 1995 (41 .

bis 45. Jahrgang).

von Daack
Schriftleiter
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NACHRICHTEN DER NIEDERSACHSISCH EN

VERMESSUNGS. U N D KATASTERVERWALTU NG

5.
IN HALTSVERZEICH N IS

41 . - 45. JAHRGANG - 1991 bis 1995

Übersicht

1 Verwaltung, Rechtsgrundlagen 4 Städtebau, Wertermittlung

1.1 Allgemeine Verwaltungsangelegen- 4.1 Allgemeines, Rechtsfragen
heiten 4.2 Grundstückswertermittlung

1.2 Aufgaben,Organisation,Wirtschaftlich- 4.3 Bodenordnung
keit 4.4 Andere Maünahmen im Städtebau

1.3 Kostenwesen 4.5 Bauordnungsrecht
1.4 Personalangelegenheiten. Führungsauf-

gaben
1.5 Ausstattung, Unterbringung 5 Technik
1.6 Ausbildung, Fortbildung
1.7 Rechtsgrundlagen, benachbarte Rechts- 5.'l Vermessungsverfahren, Vermessungs-

gebiete technik
5.2 Photogrammetrie, Fernerkundung
5.3 Automatisierung

2 Landesvermessung 5.4 Reproduktion
5.5 lnstrumente, Geräte

2.1 Allgemeines, Geschichte
2.2 Grundlagenvermessung
2.3 Topographische Landesaufnahme 5 Vermessung und Kataster im Spiegel

2.4 Kartographie der Belletristik

3 Liegenschaftskataster 7 Besprechungen von Büchern und ande-

ren Veröffentl ichungen
3.1 Allgemeines, Geschichte, Rechtsfragen

3.2 Führung
3.3 Liegenschaftsvermessungen 8 Verschiedenes
3.4 Benutzung
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I Verwaltung, Rechtsgrundlagen

1.1 Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten

,,Verwaltungshilfe für das Land Sachsen-Anhalt"

- Fortbildungsveranstaltung Nr. 1 0/1 991-
Von Lemkau 1992 'l 47

Umgliederung des ehemaligen Amtes Neuhaus

- Aspekte der Entwicklung -. Von Dieck 1993 2 70

1.2 Aufgaben, Organisation, Wirtschaftlichkeit

Vorhaben ,,Digitale Karte" der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung. Von Knoop 1991 1 2

,, Prüf- und Zeichnungsbefugnisse"
,,Die Haushaltssituation in der VuKV"
- Fortbildungsveranstaltung Nr. 10/1991-. Von Lemkau 1992 1 4t

,,Entwicklung im öffentlichen Vermessungswesen".
Fortbildungsveranstaltung Nr. 9/1 990
Von Wellbrock 1991 1 51

Die Niedersächsische Vermessungs- und Katasterverwaltung
- Niedersachsen, Bundesrepublik Deutschland, Europa -.
Von von Daack 1992 4 214

Aspekte der technischen Entwicklungen - Auswirkungen für
das Katasteramt -. Von Bonorden 1992 4 237

1.3 Kostenwesen

,,Niedersachsen kennt kein Begünstigungsprinzip bei Kosten-
lastenentscheidungen". Urteil des OVG Lüneburg
Von Frühauf 1991 j 58

,, Benutzerpraxis i m Katastera mt Bremervörde,,
- Fortbildungsveranstaltung Nr. 1 0/1 991-
Von Lemkau ß92 1 47

,,wert eines Bauvorhabens" . urteil des Niedersächsischen
Oberverwaltungsgerichts. Von Saminghausen

Zu den Repro-Richtlinien 1194. Von Hentschel

1 993 2 117

1994 2 171

Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung beim
Katasteramt Osnabrück. Von von Daack 1gg4 4 2g6

Einführung der Automatisierten Geschäftsnachweise
bei den Katasterämtern. Von Möhl 1995 3 162
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1.4 Personalangelegenheiten, Führungsaufgaben

,,Personalhaushalt". - Fortbildungsveranstaltung Nr. 1 011991-

Von Lemkau

Personal in der Niedersächsischen Vermessungs- und
Katasterverwa ltung. Von Sei ls

Vorwort zu den Berichten über Führungsseminare an der

Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer.

Von von Daack

Führungsstil/Management by. Von Kertscher, K.

Kontraktmanagement, ein neues Steuerungsmodell fur
Verwa ltungen. Von Staufenbiel

Sel bstmanagement. Von Staufenbiel

Fü h ru ngsm itte I

Motivation - Mitarbeitergespräch - Kritikgespräch - Präsen-

tationstechniken - Handlungsziele und Führungsgrundsätze
fur die niedersächsische Landesverwaltung, Von Kertscher, K.

1992

1994

1994

1994

1994

1994

1994

1 991

1992

47

53

198

199

202

206

209

70

264

226

3

3

3

3

1.5

1.6

Ausstattung, Unterbri ngung

Ausbildung, Fortbi ldung

Zur Ausbi Id u n gssituation der Vermessu n gstech n i keri n nen

und Vermessungstechniker in Niedersachsen.

Von Drecoll, Kummer,Rettig

Wettbewerb für uffentlichkeitsarbeit. Von Kertscher, K.

Die neue Ausbildungsverordnung für Vermessungstechniker-

innen und Vermessungstechniker. Von Rettig 1995

Fachpraktische Ausbilder am Arbeitspl atz. Von Perszewski 1995

1.7 Rechtsgrundlagen, benachbarte Rechtsgebiete

Rechtsaspekte im Amtlichen Vermessungswesen. Von Möllering 1992 4

Rechtsaspekte im Amtlichen Vermessungswesen - aus der Sicht

einer Aufsichts- und Widerspruchsbehörde -. Von Meyer, F. 1992 4

Aufhebung des Geheimschutzes für Luftbilder. Von Umbach 1993 1

Neues Gesetz fur ÖbVl in Kraft. Von Lehmann, Reuße 1994 1

20
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4

140

145

232

40
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Löschung eines Rückerstattungsvermerkes im Grundbuch.
Von Reuter 1994 2 1G5

Kommentar zum Niedersächsisches Gesetz über Öffentlich
bestellte Vermessungsingenieurinnen und öffentlich bestellte
Vermessungsingenieure (NÖbVlngG). Von Reuße 1995 2 66

2 Landesvermessung

2.'l Allgemeines, Geschichte

Umgliederung des Amtes Neuhaus - Aspekte der Landes-
vermessung -. Von Wiebe 1993 2 73

Georg Christoph Lichtenberg und die Kurhannoversche Lan-
desaufnahme. Von Bauer 1995 1 3

2.2 Grundlagenvermessung

Stand der Weiterentwicklung der Höhenüberwachung der
niedersächsischen Nordseeküste - Ein Beitrag der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung zum
Küstenschutz und Umweltmonitoring -. Von Augath , 1993 Z 78

Aufbau von GPS-Permanentstationen in Niedersachsen.
Von Augath, Fröhlich, Kropp, Seifert, Strerath 1993 3 143

Die Wiederholungsmessungen im Deutschen Haupthöhen-
netz. Von Wübbelmann 1993 3 155

Zur Praxis der Höhenauswertung in Niedersachsen.

1993 3 164Von Kulle

Einige Gedanken zum projekt,,GpS-permanentstationen,,
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorschriften des
NVermKatG. Von Fröhlich 1gg4 1 32

Aerotriangulation in der Niedersächsischen Landesvermes_
sung. Von Elsässer ßg4 2 156

Bündelblockausgleichung unter Nutzung von GpS-positionen.
Von Elsässer 1995 3 ZO4

2.3 Topographische Landesaufnahme

Vorhaben ,,Digitale Karte" der Vermessungs- und
Katasterverwaltung. Von Knoop 1gg1 1 2
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GPs-Einsatz im Aufnahmepunktfeld

Von Volker Stegelmann

1 Einleitung

Die Nutzung des Globa! Positioning System
(GPS) hat in der geodätischen Meßtechnik einen
grundlegenden Wande! ausgelöst, der zumin-
destfür den Bereich der Grundlagenvermessung
als abgeschlossen angesehen werden kan n.Zur
Erneuerung des Festpunktfeldes im Bereich des

TP-Netzes wird von der N iedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung aus-

schließlich das GPS-Meßverfahren eingesetzt.
Aber auch zur Bestimmung von Aufnahme-

punkten oder bei Liegenschaftsvermessungen
wird die Verwendung von satellitengestützen
Ve rmessu n gsverfa h ren verstä rkt d iskuti ert. E i n e

theoretische Situationsbeschreibung über den
G PS-Ei nsatz i m Liegenschaftskataster g i bt Wolf-
gang Draken t1] in den ,,Nachrichten der Nie-
dersächsischen Vermessu ngs- u nd Kataster-
verwaltung". ln diesem Beitrag kommt Draken
zu dem Schluß, daß die GPS-Technologie im
Aufnahmenetz und bei Liegenschafts-
vermessungen eingesetzt und daß deren Ver-
wendung in den entsprechenden Verwaltungs-
vorschriften vorgesehen werden sol lte.

lm Amtsbezirk des Katasteramtes Helmstedt
sind bereits zwei GPs-Meßkampagnen zur Be-

sti m mu ng von Aufna h mepun kten d u rchgefü hrt
worden. Der vorliegende Beitrag faßt die Er-
fahrungen zusammen, die bei der Vorberei-
tung , bei der Durchführung und bei der Aus-
wertung der GPs-Messungen gesammelt wor-
den sind und diskutiert die erzielten Ergebnis-
se.

2 Geodätische GPs-Meßmethoden

Durch die zunehmende Anzahl der
operationell verfügbaren Satelliten und durch
die rasante Entwicklung der Empfänger- und
Auswertetech nolog ie stehen dem G PS-Anwen-
der eine Reihe von verschiedenen Meß-

methoden zur Verfügung. Die geodätisch rele-
vanten Verfahren der differentiellen Positio-
nierung (DGPS) lassen sich nach Seeber [6] in
drei Kategorien einordnen:

Statische Messu ng
kinematische Messung mit statischer lnitia-
lisieru ng
kinematische Messung

Bei der statischen Meßmethode werden die
Daten aller an einem Meßvorhaben beteiligten
Empfänger während des stationären Aufent-
halts der Empfangsantenne über einem zu be-

stimmenden Punkt aufgezeichnet. Beim Emp-

fang von mindestens vier Satellitensignalen
über einen längeren Zeitraum (1 Stunde und
länger) erzielt das ,,standard static" (Abb. 1)

auch für größere Entfernungen zwischen den
Punkten eine hohe Genauigkeit. Dieses Ver-
fahren wird zum Beispiel in der Gruhdlagen-
vermessung bei der Erneuerung der TP-Netze
eingesetzt. Mit kürzeren Beobachtungszeiten
(5-t 5 Minuten) arbeitet das ,,rapid-static"-Ver-
fahren, bei dem mindestens ein Empfänger als

Permanentstation auf einem Festpunkt einge-
richtet wird, während die anderen bewegli-
chen Empfänger nach jeder Session auf weite-
ren Neupunkten aufgestellt werden (Abb. 2).

Die Meßzeit ist dabei abhängig von der Anzahl
der sichtbaren Satelliten und deren Verteilung
über den Horizont sowie von der Länge der
Basislinien.

Bei den kinematischen Methoden mit ln-
itialisierung wird eine Referenzstation mit ei-
nem Empfänger besetzt, während ein oder
mehrere mobile Empfänger sich von Neupunkt
zu Neupunkt bewegen. Die mobilen Empfän-
ger (Rover) registrieren dabei kontinuierlich
die Daten. Die beim Start erzielte Mehrdeu-
tigkeitslösung (lnitialisierung) wird bei der Be-
wegung des mobilen Empfängers mitgenom-
men, so daß beim zwischenzeitlichen Aufbau
über einem zu bestimmenden Neupunkt eine
Beobachtungsdauer von ein bis zwei Minuten
ausreicht (Stop-and-go-Kinematik) (Abb. 3).
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Abb. 1: Statisches Verfahren

Abb. 3 : Stop-a nd-Go-Verfa h re n

Bei der kinematischen Methode verbleibt
ein Empfänger auf einer Referenzstation, wäh-
rend ein weiterer Empfänger ständig in Bewe-
gung ist (Abb. 4). Die Mehrdeutigkeiten wer-
den bei diesem Verfahren während der Bewe-
gung bestimmt, wobei in der Regel sechs Satel-
liten mit einer gunstigen geometrischen Konfi-
guration empfangen werden müssen.

Abb. 2 : Ra pid-static-Verta h ren

:(

Start

Abb. 4: Kinematisches Verfahren

3 GPs-Messungen im AP-Feld des Kataster-
amtes Helmstedt

lm Amtsbezirk des Katasteramtes Helmstedt
sind in den letzten anderthalb Jahren zwei
GPS-Verfahren im Aufnahmepunktfeld (AP-

Feld) durchgeführt worden. Die Tabelle 1 gibt
einen Überblick über den Umfang der beiden
Projekte.
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Name Fläche Neupunkte Beobachtungszeitraum Empfänger

Lehre 10 km2 60 20.-22.6. 1994 4

Helmstedt 14 km2 130 27 . 3.-7 . 4. 1995 2

Tab. 1: Übersicht der Vertahren Lehre und Helmstedt
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Leider stehen dem Katasteramt Helmstedt
keine eigenen Satellitenempfänger zur Verfü-
gung, so daß die GPS-Beobachtungen und die
Auswertungen im Verfahren Lehre vom lnsti-
tut für Geodäsie und Photogrammetrie der
Technischen Universität Braunschweig und im
Verfahren Helmstedt vom Dezernat Neu-
vermessung der Abteilung Landesvermessung
im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt
erfolgten.

Das Ziel beider Projekte war es, für vorhan-
dene Aufnahmepunkte, die entweder 2-AP-

Systeme bildeten oder in Teilnetze eingebun-
den waren, endgültige Koordinaten im Lage-

status 100 zu bestimmen.

4 Punktauswahl, Erkundung

Die Punktauswahl und die Erkundung der
zu bestimmenden Aufnahmepunkte wurden in

beiden Projekten durch das Katasteramt Helm-
stedt ausgeführt. Hierbei ist jeder An-
schlußpunkt und jeder Aufnahmepunkt auf
seine unveränderte Lage und auf seine
Horizontfreiheit überprüft worden. Teilweise
mußte auf einen Sicherungspunkt ausgewichen
werdeh, um die freie Sicht oberhalb eines Hö-
henwinkels von 15o oder mit geringfügigen
Abschattungen zu realisieren. Um eine Voraus-
berechnung der günstigen Meßzeiträume
durchführen zu können, wurden für jeden ein-
zelnen Antennenstandpunkt die vorhanden
Abschattungen in einem GPs-Erkundungs-
bericht dokumentiert. Das Ergebnis der Erkun-
dung wurde in einer Arbeitskarte (AP-Über-
sicht 1:5000) festgehalten, die die Grundlage
für einen Beobachtungsplan war.

5 Verfahren Lehre

5.1 Beobachtungen

ln der Gemeinde Lehre wurden die GPS-

Beobachtungen vom lnstitut für Geodäsie und
Photog ra m metrie d u rchgefü h rt u nd a usgewer-
tet. Die Messungen sind dabei von 15 Studen-
tinnen und Studenten des 4. Semesters der
Fach richtu n g G eodäsi e a usgef ü h rt worden. E i n-
gesetzt wu rden vier Zw eifreq uenz-E m pfä nger
4000 SSE der Firma Trimble an drei aufeinan-
derfol genden Tagen. Als Beobachtu ngsverfah-

ren wurde die Rapid-static-Methode gewählt,
die sich bei kurzen Beobachtungszeiten von 5 -

15 Minuten für Basislinien bis 15 km eignet.
Zur Durchführung der Messungen wurden

drei mobile Trupps gebildet, die nach einem
vorher ausgearbeiteten Plan eine bestimmte
Punktfolge zu beobachten hatten. An jedem
der drei Beobachtungstagen wurde ein ande-
rer trigonometrischer Festpu n kt m it ei nem stä n-

dig registrierenden Empfänger als Permanent-
station besetzt. Jeder Aufnahmepunkt wurde
zweimal unabhängig voneinander für acht
Minuten unter verschiedenen Satelliten-
konste I lationen beobachtet. Fü r d ie Festpu n kte
war eine Beobachtungszeit von 15 Minuten
gewählt worden. Am Ende eines Meßtages
wurden die aufgezeichneten Daten auf einen
PC übertragen.

5.2 Auswertung

Die Auswertung der GPS-Rohdaten bis zu

den endgültigen Gauß-Krüger-Koordinaten im
Lagestatus 100 wurden von Herrn Dipl.-lng.
Björn Riede l, wissenschaftl icher M ita rbeiter a m

lnstitut f ür Geodäsie und Photogrammetrie der
TU Braunschweig, durchgeführt. Mit dem Pro-
grammpaket GPSurvey der Firma Trimble wur-
den die GPS-Beobachtungen aufbereitet und
die einzelnen Basislinien berechnet.

Als Ergebnis der GPS-Auswertung lagen für
jede Basislinie die Länge, die Varianz und die
dreidimensionalen Koordinatendifferenzen
zwischen dem Referenzpunkt und den
Aufnahmepunkten einschließlich der Varianz-
Kovarianz-Matrix im WGS84 vor. Aufgrund der
zweifachen unabhängigen Bestimmung der
Auf nahmepunkte lagen viele Überbestim-
mungen vor, für die eine freie Netzausgleichung
mit dem Programmsystem PANDA der Firma
GeoTec erfolgte. [5]

Die aus der freien Netzausgleichung ermit-
telten Koordinaten wurden durch eine 7-Para-
meter-Transformation in das Gauß-Krüger-Sy-
stem überführt. Für die Transformation konn-
ten acht identische Punkte verwendet werden,
die in der Meßkampagne beobachtet worden
sind. Die Restklaffen an den identische Punk-
ten zeigen die Qualität der GPS-Lösung und
sind ein Maß für die Güte des übergeordneten
Netzes. Für das Verfahren Lehre sind die aufge-
tretenen Restklaffen im Lagestatus 100 in der
Tabelle 2 zusammengestel lt.
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Punkt AR [mml AR [mml

37 6.3 0.1

3630-67 - 4.5 1.2

39 - 3.5 0.7

3630-6201 9.9 '11.4

13 - 12.2 - 2.6

3629-2263 10.0 2.8

3630-54 - 0.8 -17.1

3630-9 - 5.1 4.8

Real-Time-Kinematik(RTK)-Option der Firma
Trimble, zwei Daten-Radiomodems mit ent-
sprechender Antennenausrüstung fur die Funk-
verbindung zwischen den beiden Satelliten-
empfängern und ein Survey Controller Trimble
TDC1 als Feldrechner eingesetzt worden. Das

Meßprinzip dieser Ausrüstung beschreibt
Draken tl] in oben genanntem Beitrag.

ln Helmstedt wurde der Referenz-Empfän-
ger auf einem unbekannten Punkt aufgebaut.
Um eine gute Funkverbindung zwischen dem
stationären und dem mobilen Empfänger zu
gewährleisten, ist als Standort der Permanent-
station das Dach des Hochhauses vom Kreis-
krankenhaus Helmstedt ausgewählt worden.
ln einem Umkreis mit dem Radius von 5 km um
diesen stationären Empfänger bestand eine
ei nwandfreie Datenverbi ndung.

Tab. 2: Restklaffen der identischen Punkte

Die endgultigen Koordinaten
der Neupunkte wurden unter Be-

seitigung der Restklaffen in den
identischen Punkten durch eine
nachbarschaftstreue Koord i na-
tenanpassung berechnet. Die
Standardabweichungen der Ko-
ordinaten erfüllen im Landesnetz
für alle Neupunkte die Vorgaben
des n iedersächsischen Festpu n kt-
felderlasses von 15 mm [2].

6 Verfahren Helmstedt

6.1 Beobachtungen

Bei diesem Verfahren wurden
in der Kreisstadt Helmstedt
Aufna h mepu n kte, d ie 2-AP-Syste-

me bi ldeten oder a ls Teilnetz a us-

geglichen waren, im Lagestatus
100 bestimmt. Die AP verteilten
sich über das gesamte Stadtge-
biet hinweg einschließ!ich des in-
nerstädtischen, eng bebauten
Ortskerns.

D ie G PS-Beobachtungen wu r-

den im Märzund April 1995 vom
Dezernat Neuvermessung der
Abteilung Landesvermessung
durchgeführt und von zwei Mit-
a rbeitern des Katastera mtes
Helmstedt unterstützt. ln diesem
Projekt sind zwei Zweifrequenz-
empfänger 4000 SSE mit einer
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Bild 1: GPS-Empfänger mit Feldrechner



Bi ld 2: G PS-Empfa ngsanten ne

Zur Berechnung lokaler Transformations-
parameter wurden die im Meßgebiet liegen-
den Anschlußpunkte mit GPS-Empfängern be-
obachtet. lnsgesamt standen hierfür fünf tri-
gonometrische Festpunkte und sechs
Aufnahmepunkte zur Verfügung. Die sechs
Aufnahmepunkte waren kurzvor den Messun-
gen vom Dezernat Grundlagenvermessung mit
der statischen GPS-Methode bestimmt worden.
Somit können die Ergebnisse beider Messun-
gen miteinander verglichen werden und lassen
eine Genauigkeitsuntersuchung zwischen der
Stop-and-Go-Kinematik im Vergleich zum sta-
tischen Verfahren zu.

Bei den Beobachtungen erwies es sich als
Vorteil, daßzum einen die jeweilige Satelliten-
konstetlation und zum anderen die Genauig-
keit der Koordinatenbestimmung am Feld-
rechner angezeigt wurde. Durch diese Anga-
ben konnte bei vorhandenen Abschattungen
sofort reagiert und zum Beispiel auf einen
Sicherungspunkt ausgewichen werden, oder
die Beobachtung wurde zu einem anderen Zeit-
punkt mit einer günstigeren Satelliten-
konfig uration durchgeführt.

Jeder Neupunkt wurde zweimal unabhän-
gig voneinander an verschiedenen Tagen be-
stimmt, so daß die Koordinaten kontrolliert
und zuverlässig sind. Abhängig von der
Satelliten konstel lation u nd den Abschattu ngs-
verhä ltn issen erga ben sich Beobachtu n gsze iten
von wenigen Sekunden bis maximal drei Minu-
ten.

6.2 Auswertung

Mit der Software des Feldrechners TDCl
konnten während der Messung die lokalen
Transformationsparameter nur über zwei iden-
tische Punkte abgeleitet werden. Für die end-
gültige Berechnung der Koordinaten war da-
her eine häusliche Nachbearbeitung notwen-
dig, die vom Dezernat Neuvermessung ausge-
führt wurde. Da alle Neupunkte mindestens
zweimal bestimmt worden sind, wurde in An-
lehnung an die Liste zum Fortführungsriß eine
Koordinatenliste erstel !t. Die Koordinatenliste
umfaßtzum einen die Koordinaten der einzel-
nen Bestimmungen sowie die gemittelten end-
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gültigen Koordinaten und zum anderen die
Differenzen zwischen Mittelwert und Einzel-

bestimmung, zwischen größtem und kleinstem
Wert der Einzelbestimmungen sowie den mitt-
leren Punktfehler.

Die linearen Abweichungen an den An-
schlußpunkten liegen im Mittel bei 6 tnffi, das

Maximum beträgt 15 mm. Diese Restklaffen
verdeutlichen einerseits die Qualität und Ho-

mogenität des niedersächsischen Landesfest-
punktfeldes und andererseits die hohe
Meßgenauigkeit der GPS-Beobachtungen.

lm niedersächsischen Festpunktfelderlaß [2]
ist geregelt, daß bei polar bestimmten Punkten
die Abweichungen zwischen einer einzelnen
Koordinatenbestimmung und dem gewogenen
Mitte! aller Koordinatenbestimmungen für
einen AP 16 mm nicht überschreiten dürfen.
Von den 130 durch GPS-Beobachtungen be-
stimmten Aufnahmepunkten erfüllen nur sie-

ben Punkte nicht diese Vorgabe.
Die Tabelle 3 zeigt den Koordinaten-

vergleich zwischen dem statischen Meßverfah-
ren und der Stop-and-Go-Kinematik. AIs Resul-

tierende der Differenzen ergibt sich als Maxi-
mum 11 ffiffi, im Mittel 6 mm.

Das Ergebnis belegt die hohe
Meßgenauigkeit des RTK-Verfahrens und ist als

gelungener Test für den Einsatz dieses GPS-

Meßverfahrens zur Bestimmung von Aufnahme-
punkten anzusehen. Gleichzeitig zeichnet sich

diese Meßmethode durch eine hohe Wirtschaft-
lichkeit und Effizienz aus, da durch einen
Meßtru pp d u rchsch n ittl ich 1 6 Aufna h mepu nkte
an einem Tag endgültig koordiniert wurden.
Mit einem terrestischen Meßverfahren ist diese

Tagesleistung nicht zu erreichen.

7 Zusammenfassung 
\

Zur Bestimmung von Aufnahmepunkten
sind im Amtsbezirk Helmstedt zwei GPS-Pro-

jekte durchgeführt worden. ln der Gemeinde
Lehre wurden mit der Fast-static-Methode 50

Aufnahmepunkte bestimmt. Erstmalig wurde
das Verfahren der kinematischen Messung mit
statischer lnitialisierung in einem AP-Netz ein-
gesetzt und erprobt. Mit der Stop-and-Go-Ki-
nematik konnten in der Stadt Helmstedt 130

Aufnahmepunkte im Lagestatus 100 koordi-
niert werden.

Die Ergebnisse beider Verfahren beweisen,
daß die GPS-Technologie im Aufnahmenetz
hervorragend einsetzbar ist. Dabei zeigte es

sich, daß die GPS-Messungen auch in eng be-
bauten Ortslagen und im innerstädtischen Be-

reich zu sehr guten Ergebnissen führen. Beide
Meßmethoden gewährleisten eine hohe Ge-
nauigkeit der Koordinaten. Gleichzeitig beein-
druckt das RTK-Verfahren durch die Schnellig-
keit.

Pkt.-Nr. Rechts Hoch Rechts Hoch DiffR DiffH Resultier.

30900004 646.551 308.340 646.549 308.334 2 6 6

31 91 0001 445.906 059.239 445.903 059.236 3 3 4

32880170 034.622 649.206 034.621 649.204 1 2 2

32900060 292.485 227.077 292.484 227.084 1 -7 7

3387 181 5 172.348 195 .456 172.339 195.450 9 6 11

35870740 567.933 944.813 567.829 944.810 4 3 5

Mittel 3 4 6

Tab. 3: Koordinatenvergleich zwischen statrschem Verfahren und Stop-and-Go-Kinematik
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Fortbildungsveranstaltung Nr. 1211 995
der Niedersäschischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung

Entwicklungen im amtlichen Vermessungs-
weSen

Am 30. und 31. Oktober 1995 wurde diese
Fortbildungsveranstaltung des Niedersächsi-
schen lnnenministeriums, an der Beamte des
gehobenen Dienstes der Vermessungs- und
Katasterverwaltung (AL 3 der Katasterämter
und zuständige Bedienstete der Mittelinstanz)
teilnahmen, unter der Leitung von MR von
Daack in Königslutter durchgeführt.

lm Folgenden wird ein Überblick uber die
Vortra gsthemen gegeben.

MR Dr. Lehmann: Aktuelles in der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung

Die politische und gesellschaftliche Entwick-
Iung, neu entstandene Aufgaben, technische
Verä nderu ngen sowie insbesondere d ie

Haushaltslage des Landes machen eine Reform

auch in der niedersächsischen Vermessungs-

und Katasterverwaltung erforderlich. Ziele ei-

ner solchen Reform sind eine höhere Wirt-
schaftlichkeit, weniger Staat in der Verwaltung
u nd eine stä rkere Beachtu ng von N utzer-
interessen.

Es wurde eine Projektgruppe gebildet, die

sich aus Vertretern der Katasterämter, der Be-

zirksregierungen und des Ml zusammensetzt
und Empfehlungen fur Rahmenvorgaben zur
Auf ba u- u nd Ab I a uforg a n isation era rbeitet hat.

Eine Entscheidungsbefugnis hat diese Projekt-
gruppe jedoch nicht.

Zum 1 . 1. 1996 wird die Ortsebene der
Vermessungs- und Katasterverwaltung neu or-
ganisiert, wobei die derzeit 52 Katasterämter
im Land auf nunmehr 24 Vermessungs- und

Katasterbehörden reduziert werden. Eine Be-

sonderheit bilden hierbei die Katasterämter
Bückeburg und Rinteln, welche im Gegensatz

zu den ubrigen Amtern auf lnitiative der Be-
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schäftigten zu einer Vermessungs- und Kataster-
behörde unter einem Dach zusammengefaßt
werden.

MR von Daack, VmOAR Ritterhoff,
VmOAR Melzer: KOLEIKAT (Kosten- und
Leistungsrechnung in der Vermessungs-
und Katasterverwaltung)

Nach einer kurzen Einführung zu diesem
Thema durch MR von Daack stellt vmOAR Ritt-
erhoff die Einführung von KOLEIKAT beim Ka-

tasteramt Osnabrück als Pilotamt dar, welche
in Zusammenarbeit mit der Universität Olden-
burg und dem Niedersächsischen lnnenmini-
sterium erfolgte.

Ziel von KOLEIKAT ist es, auf der Grundlage
der erfaßten Kosten- und Leistungsdaten und
der Arbeitseffizienz Entscheidungen über Or-
ganisation, Personalbedarf und -einsatz sowie
Sachmittel-, Geräte- und Technikbedarf zu er-
I eichtern. Desweiteren so I I ei ne Kostendecku n g

gebührenpflichtiger Aufgaben und Folgerun-
gen aus der Analyse von Kosten und Nutzen der
Aufgaben ,,von Amts wegen" ermöglicht wer-
den.

Derzeit werden in Form von Erfassungs-

bögen von den einzelnen Bediensteten Daten
gesammelt, an Hand derer verschiedene Be-

rechnungen angestellt werden. Es bedarf je-

doch noch weitergehender Auswertungen, um
entsprechende Folgerungen ziehen zu können
und beispielsweise Anderungen bei Arbeitsab-
läufen vorzunehmen.

Seit Juli 1995 wurden weitere fünf Amter
als Stützämter für dieses Projekt hinzugezo-
gen. VmOAR Melzer erläutert die Erfahrungen
beim Katasteramt Bremervörde. Er weist insbe-

sondere darauf hin, daß zur Einführung von

KOLEIKAT eine Vorlaufzeit von mind. vier Wo-
chen erforderlich ist. Desweiteren ist eine Mo-
tivation der Beschäftigten sehr wichtig, uffi

KOLEIKAT erfolgreich umsetzen zu können.



Es ist geplant, in ca. einem Jahr KOLEIKAT

an allen Katasterämtern einzuführen. Es sollen
jedoch nunächst die Erfahrungen der derzeiti-
gen Stützämter abgewartet werden, uffi diese

bei den weiteren Einführungen mit einfließen
zu lassen.

VmOAR Stohrer, VmOAR Seils: Haushaltsan-
gelegen heiten, Persona I ha usha lt, Tarif recht

Resultierend aus den Erkenntnissen von
KOLEIKAT wird der Finanzhaushalt zukunftig
globaler und flexibler zu gestalten sein. Dazu

wurden Überlegungen angestellt, im Kapitel
0303 zunächst für das Katasteramt Osnabrück
die Einahme- und Ausgabetitelansätze auf eine
unbedingt notwendige Anzahl zu reduzieren.
Zudem soll die Übertragbarkeit erwirtschafte-
tet und nicht verausgabter Hauhaltsmittel in
das jeweils nächste Haushaltsjahr ermöglicht
werden. Ein Teil der Mehreinnahmen, die über
die Haushaltsansätze hinausgehen, soll beim
Katasteramt verbleiben. Vorteile dieser Neue-
rungen sind ein flexiblerer und wirtschaft-
Iicherer Einsatz der Haushaltsmittel, die Steige-
rung der Motivation und Produktivität und
letztendlich eine Verbesserung der Einnahmen
für den Landeshaushalt.

Ziel ist es, nach Einführung von KOLEIKAT

bei allen Katasterämtern das Kapitel 0303 ent-
sprechend umzugestalten.

lm Anschluß an diese Ausführungen von
VMOAR Stohrer gibt VmOAR Seils einen kur-
zen Überblick über die Situation des Personal-
haushalts 1995 und die Vorgaben für 1995.
Abschließend wird auf die Anderung der Be-

sti mmu ngen fü r verwa ltu ngseigene Prüfungen
der Meßgehilfen hingewiesen.

VmOAR Kerkhoff: Neue Kostenregelungen,
Anderungen des LiegVermErlasses

Schon im Jahre 1996soll eine Anderung der
Kostenänderung für das amtliche Vermessungs-
wesen in Kraft gesetzt werden, welche insbe-
sondere die Abrechnung von Gebäude-
vermessungen neu regelt. Dadurch sollen die
lnteressen des Bürgers berücksichtigt werden
und eine Kostenersparnis für den Bürger z. B.

durch Vorlage geeigneter Unterlagen ermög-
licht werden. Diese neuen Kostenregelungen
sind außerdem eine Folge aus der Anderung

des LiegVermErlasses, welcher durch die Forde-
rung nach einer,,schlankeren", effizienter ar-
beitenden und für den Bürger akzeptableren
Verwaltung erforderlich ist.

lnsgesamt führen diese neuen Regelungen
zu einer starken Standardsenkung im Vermes-
sungswesen. Schließlich wird darauf hingewie-
sen, daß der LiegVermErlaß, die KOVerm und
AGN aufeinander abgestimmt werden müssen.

VmOAR Elmhorst: Basisinformationssysteme
ALK und ATKIS

Zunächst stellt VmORn Elmhorst die Ent-
wicklung bezüglich ATKIS vor. Voraussichtlich
bis zum Jahr 2000 soll die 2. Phase der Einrich-
tung des DLM 25 durch Digitalisierung der DGK

5, photog ra m metrischer Stereoa uswertu n g u nd

Übernahme der Daten anderer Stellen abge-
schlossen sein. Dies soll zu ca .40o/o durch Eigen-
leistung und ca. 50% Vergabearbeiten erreicht
werden. Es ist geplant, ab 1 .1.1997 die Fortfüh-
rung der bisherigen TK 25 einzustellen und die
aus dem DLM 25 entwickelte TK 25 mit neuer
Kartengraphik einzuführen. Ebenfalls bis zum
Jahr 2000 bildet die DGK 5 die Erfassungs- und
Fortführungsgrundlage. Die Gebäude sollen
später aus der ALK in ATKIS übernommen wer-
den. Danach wird das DLM 25 aus Ortophotos
und der ALK fortgeführt. Aus dem DLM 10125

und der ALK soll dann die DGK 5 abEeleitet
werden.

ln seinem weiteren Vortrag geht VmOAR
Elmhorst auf den Einrichtungsstand der ALK
ein. Die Einrichtung erfolgt auch hier durch
E i ge n I e i stu n g der Katasterä mter, Bezirksreg i e-
rung und NLVwA-LVm sowie durch Vergabe-
arbeiten . Ziel ist es, bis zum Jahr 2005 die
Liegenschaftskarte flächendeckend erfaßt zn

haben. Wichtig ist dabei auch eine kontinuier-
liche Fortführung der ALK. Die Planungen für
1996 sehen vor, insgesamt 7 Auskunftsplätze
einzurichten, deren Standort vom Stand der
Umstel lungsarbeiten abhängig ist.

VmOAR Möhl, VmOAR Wellbrock,
VmOAR Lampe: AGN-Stand, Einführung,
erste Erfahrungen

Da bereits Fortbi Id u ngsveransta ltu ngen u nd
Dienstbesprechungen zu AGN stattgefunden
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haben, wird auf dieses Thema nur kurz einge-
gangen.

Mit Erlaß des Ml vom 6.7. 1995 wurde AGN

! a ndeswe it be i den Katasterä mtern e i n gef u h rt.
Am 28.7. 1995 wurde die Programmversion 1.0

vom Landesverwa !tungsamt, Abt. Landes-
vermessung, freigegeben und seitdem schritt-
weise der Echtbetrieb von AGN mit den An-
tragsarten A und V1 bei den Katasterämtern
aufgenommen.

Die weitere Planung sieht vor, daß in der 2.

Stufe ab'Ende November 1995 die Antrags-
unterarten V2 bis V7 sowie die Antragsarten E

und U beim Katasteramt Hannover getestet
werden sollen. Eine Freigabe der Antragsarten
E und U ist für Ende Dezember 1995 vorgese-
hen. Nach ln krafttreten der geä nderten
KOVerm 1995 sollen die Antragsunterarten V2
bis V7 und die Antragsart E freigegeben wer-
den. ln der 3. Stufe sollen schließlich die An-
tragsarten G, L und R realisiert werden, deren
Freigabe fur das 2. Halbjahr 1996 vorgesehen
ist.

ROAR Freitag: Hinweise zur Anwendung des
Nds. PersVG

Am 30. 4. 1996 endet die Wahlperiode der
derzeitigen Personalvertretungen und der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen. Aus

diesem Grunde finden voraussichtlich am 12. 3.

1996 Personalratswahlen statt, welche termin-
gerecht vorzu bereiten sind.

ROAR Freitag weist daraufhin, daß durch
die Neuorganisation der Ortsebene der
Vermessungs- und Katasterverwaltung und der
damit verbundenen Auflösung von Kataster-
ämtern zum 1. 1. 1996 der jetzige Personalrat
untergeht und fur diese Amter ein Übergangs-
personalrat zu bilden ist. Dieser setzt sich aus

den gesetzlichen Vorstandsmitgliedern der
Personalräte der aufgelösten Katasterämter
zusammen und bildet aus seiner Mitte einen
Vorstand. Die Amtszeit der Übergangs-
personalräte beginnt am 1 . 1. 1996 und endet
mit der konstituierenden Sitzung des neu ge-

wählten Personalrates, spätestens jedoch am

30. 4. 1996. An den Katasterämtern, bei denen
keine strukturelle Veränderung stattfindet,
entfällt die Bildung eines Übergangspersonal-
rates.

Schließlich bleibt zu entscheiden, ob bei

den Nebenstellen ein örtlicher Personalrat ein-
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gerichtet werden soll, was von der Entfernung
a)m Hauptamt abhängig ist. Außerdem ist zur
Verselbständigung eine absolute Mehrheit der
wahlberechtigten Bediensteten erforderlich.

MR Möllering: Novelle zum NVermKatG

Bedingt durch die Neuerungen in der
Vermessungs- und Katasterverwaltung ist auch
eine Novellierung des Niedersächsischen
Vermessungs- und Katastergesetzes notwen-
dig. Dabei sind die Weiterentwicklung des
Li e g e n sc h aftskataste rs zum B a s i s i nfo rm at i o n s-

system eine Anpassung an das Datenschutz-
gesetz, der Ausbau des Liegenschaftskatasters
als Nachweis öffentlich-rechtlicher Beschrän-
kungen an Grundstücken sowie Verfahrens-
vereinfachungen bei Liegenschaftsvermes-
sungen umzusetzen.

MR Möllering geht in seinem Vortrag auf
einzelne Punkte des derzeit gultigen Gesetzes
ein und stellt die beabsichtigten Anderungen
vor. Als gravierendste Neuerung sei hier ge-
nannt, daß auch den Gemeinden und
ÖbVermtng. ermöglicht werden soll, Auszüge
zu erteilen, und dasVerfahren für Liegenschafts-
ve rmessu n gen deutl ich verei nfacht werden so ! l.

So ist z.B.geplant, auf den Abmarkungszwang
und das Aufforderungsverfahren bei Gebäude-
vermessu n gen zu verzichten. Desweiteren wi rd
eine Offnung des Vermessungszahlenwerkes
a n gestrebt.

Zusammenfassung

Mit Beginn des Jahres 1996 werden grund-
legende Anderungen in der Vermessungs- und
Katasterverwa ltu ng vorgenom men, d ie er-
norme Auswirkungen auf das Vermessungswe-
sen wie auch auf die Bediensteten in der
Vermessungs- und Katasterverwaltung hat. MR

Dr. Lehmann äußerte dazu,daß, wenn die Lern-
fähigkeit und die Bereitschaft zur Umgestal-
tung groß ist, auch positive Veränderungen
erzielt werden können.

Kathrin Stübke



Buchbesprechungen

Wilfried Reinhardt: Bauleitplanung und Naturschutz
Die Bodenordnung als modernes Vollzugsmanagement

Herausgegeben von Joachim Müller-Bremberger, 1995, gelumbeckt, erschienen im Verlag
Konrad Wittwer GmbH, Stuttgart,
tsBN 3-8791 9-250-2, 38,00 DM

Wi lfried Rei n ha rdt, Obervermessu ngsrat bei

der Bezi rksreg ieru n g Rhei n hessen-Pfa lz, hat sich

auf dem Gebiet des Bodenordnungsrechts einen
Namen gemacht und war auch mit einer der
Ersten, der das komplexe Thema Bauleitplanung

Bodenordnung - Naturschutz in den Fach-

zeitschriften diskutiert hat. Erfreulicherweise
hat er jetzt seine vielfältigen Erfahrungen aus

diesem Spannungsfeld als gebundenes Werk
zusammengefaßt.

,,Das Buch soll Wege und Richtungen auf-
zeigen, die auf der Basis des vorhandenen
neuen - Baurechts zu sinnvollen und positiven
Ergebnissen führen." Daß das möglich ist, wenn
man sich die Standpunkte aller beteiligten
lnteressenvertreter (,,.., der Bauleitplaner
der Naturschützer ..., der Wirtschaftlichkeit ...,

der Eigentümer ..., der Realisierer ...,") verge-
genwärtigt und die tatsächlichen Abhängig-
keiten akzeptiert, wird mit einer Darstellung
der Sach- und Rechtslage und Fällen aus der
bundesweiten Praxis anschaulich aufgezeigt.
Der flüssige Schreibstil, der auch allgemein
geltende Erfa h ru ngen, herrschende Mei n u ngs-
bilder und Gesetzeskommentierungen lesbar
mit den reinen Sachdarlegungen zusammen-
bringt, macht das Buch nicht nur zu einem
interessanten, sondern fast spannenden
Sachband. Da die Thematik systematisch auf-
gebaut ist, grundsätzliche Denksätze hervor-
gehoben oder in Schaubildern dargestellt wer-
den und auf Literatur und Rechtsprechung ver-
wiesen wird, ist zudem ein gezieltes Nachschla-
gen möglich.

Die sich durchziehend ,,als positive Kritik"
zu betrachtende ,,sicher erforderliche Kritik an
den Bebauungsplänen, deren Aufstellungs-
verfahren und deren Umsetzung in die Praxis"
motiviert, die auf diese Weise von dem Autor
formu I ierte Hera usforderu ng,, Bodenord nu ng
als modernes Vollzugsmanagement" anzuneh-
men .Zu Recht mahnt er (noch) an: ,,Alle Betei-

ligten vom Bauleitplaner über den
Landschaftsplaner und Bodenordner bis zum
Kommunalpolitiker- wir alle haben einen
hohen Lernbedarf bezuglich des Projekts
Ba u leitplanu ng ".

Der vorliegende Band ist ein gutes Hilfsmit-
telf ür all diejenigen, die sich mit den vielschich-
tigen Problemen dieses Projekts auseinander-
zusetzen haben und sollte deshalb insbesonde-
re für die mit der Bodenordnung befaßten
Kollegen bei den Katasterämtern allzeit greif-
ba r sein.

Annegret Kähler-Stier
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Peter Perszewski: Herr Finanzminister, der Teufel läßt schön grüßen - Satirisches zur hohen
Finanzpolitik

53 Seiten. Das Büchlein wird vom Vertasser zum Selbstkostenpreis von 6,80 DM zuzüglich Porto und
Verpackung abgegeben.

Herr Perszewski bearbeitet den Haushalt in
der Abteilu ng La ndesvermessu ng des Nds.

Landesverwaltungsamtes. ln seinem Büchlein
hat er sich in zwölf ku rzen satirischen Geschich-
ten mit den Schwierigkeiten des Finanzmini-
sters und der Kameralistik auseinandergesetzt.
Es ist erfrischend zu lesen, wie Herr Perszewski,
der ja tagtäglich mit Haushalsengpässen, Ein-
sparungen, Haushaltskurzungen und nicht be-

Geoinformatik ist die zweite, um 134 Seiten

erweiterte Auf !age der 1989 erschienenen ,,GlS-

Technologie.". N. Bartelffi€, Univ.-Doz. in der
Abt. für Mathematische Geodäsie und
Geoinformatik an der TU Gras, versteht sein

Buch für jene ,, Leser, die aufgrund konkreter
Umstände - meist wird es die Einfuhrung der
G|S-Technologie in ihrem beruflichen Umfeld
sein ihren Wissenstand aktualisieren
möchten ".

Geoinformatik wird verstanden als

Wissenschaft vom Wesen und der Funktion der
Geo i nformati on (ra u m bezogene I nformation),
ihrer Verarbeitung in Form von Geodaten sowie

der Anwend u ng von G eo i nfo rm ati o nssyste me n.

44

willigten Haushaltsanmeldungen zu tun hat,
dies in satirischer und teilweise in allegorischer
Form humoristisch darstellt. Dem Heftchen sind
viele Leser zu wünschen.

Es kann bestelltwerden bei Peter Perszewski,
Kampstraße 28, 30880 Laatzen, Telefon (05 1 1)

87 50 99 (werktags ab 16.30 Uhr).

Hans Bauer

Der Autor gliedert das Buch in vier Teile:
Kapitel 1 und 2: Übersicht
Kapitel 3 bis 7: Konzeptionelle Sicht - Modelle
Kapitel 8 bis 10: Logische Sicht - Schemata

Kapitel 1 1 bis 12: Externe Sicht - Anwendung
Die Einführung (30 Seiten) beinhaltet das

Entstehen der Disziplin, liefert Definitionen
und gibt Komponenten eines GIS an; außer-
dem werden Geodaten gestreift, GIS-Funktio-
nen behandelt und die Geoinformatik im
wissenschaftichen Umfeld beschrieben.

lm Kapite! 2 Weltbilder (30 Seiten) folgen
dann Modellbildun§f , Datenschemata, Konzep-
tionelle Komponenten sowie Datenwelten im
Vergleich mit Raster- und Vektormodellen ein-

Bartelme, Norbert: Geoinformatik - Modelle, Strukturen, Funktionen -
2. erweiterte und aktualisierte Auflage,1995, 141 Abb. Xll,414 Seiten.
Broschiert 88,00 DM; Berlin, Heidelberg, New York, Springer Verlag ISBN 3-540-58580-X.



schließlich einer Gegenüberstellung. Ein be-
sonderer Abschnitt,,Bezugssysteme" ist wohl
mehr dem nicht-geodätischen Nutzerkreis ge-
widmet.

Es folgt das Kapitel Vektormodelle ßa Sei-

ten) mit allen ,,Geometrischen Entitäten" und
den,,Geometrischen Grundaufgaben". Die
Rastermodelle schließen sich mit 22 Seiten an;
neben den,,Geometrischen Grundaufgaben"
werden hier auch ,,Hybride Modelle" behan-
delt.

Die im 5. Kapitel behandelte /nte rpretation
und Glättung (22 Seiten) für ,,Kurven" und

,,Flächen im Raum" werden vielen geodäti-
schen Lesern aus anderen Quellen sicher nicht
ganz unbekannt sein.

Das Kapitel6 Thematik gibt Aufschluß uber
die inhaltlichen (semantischen) Bedeutungen;
in einzelnen: die Zugänge zur Thematik und
thematische Aspekte im Raster- und Vektor-
modell.lm nächsten Kapitel Modette-die näch-
ste Gen eration werden viele ldeen erörtert, die
noch weit von einer operationellen Umsetzung
entfernt sind, u. a. werden angesprochen: Kl,

Expertensysteme, Wissensgestützte lnformati-
onssysteme bis Fuzzy-Model le sowie Qualitäts-
modelle.

Kapitel 8 Räu mliche Datenorganisation (38

Seiten) beinhaltet den Raumbezug, die Auftei-
lung des Raumes und die räumlichen Objekt-
eigenschaften. lm 9. Kapitel folgen auf 40 Sei-

ten die Geodatenbanken: nach den Elementen
der Datenbanktechnologie werden dann drei
Daten ba n korga n isati onsformen be ha nde lt: Re-

lationale DB, Netzwerk DB und Objekt-
orientierte DB. Neben den abgebildeten Listen

hätte man sich hier auch die Darstellung der
Situationen sowie der logischen Datenmodelle
gewünscht. Neu ist das Kapitel Standardisie-
rung (3+ Seiten) mit Wesen und Nutzen der
Normun§f, Datenbeschreibungs- und Zugriffs-
sprachen sowie dem speziellen Absch n itt
, Maktplatz Geoinformation" (einschließlich
Meta lS).

Kapitel 1 1 behandelt die Erg onomie (Nutzer-

freundlichkeit) auf 30 Seiten mit Anwender-
scha le, Datenselektion u nd N utzeroberf Iächen.

Den Abschluß bildet Kapitel 12 Applikationen
(40 Seiten) mit GIS und Vermessungswesen, GIS

und Umwelt, Netzberechnung sowie Kartogra-
phie und Computertechnik.

Das Buch ist entstanden aus Vorlesungen an

der TU G raz und aus praktischen Erfahrungen.
Die Themenbereiche sind sehr vielfältig und für
ein einbändiges Werk auch sehr vollständig.
Geoinformatik von N. Bartelme ist ein Stan-
dardwerk für Studierende und ein wertvolles
Fortbildungs- und Nachschlagewerk für GIS-

Pra ktiker.

W. Tegeler
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Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes

Heinz Kerkhoff, Vermessungsoberamtsrat
im Niedersächsischen Innenministeriuffi,
Lavesalle 6, 30169 Hannover

Annegret Kähler-Stier, Vermessungsamts-
rätin im Niedersächsischen lnnenministeriuffi,
Lavesalle 6, 30169 Hannover

Joachim Stege, Vermessungsdirektor bei der
Bezirksregierung Lüneburg, Auf der Hude 2,

21339 Lüneburg
Dr.-lng. Volker Stegelmann, Vermessungs-

rat beim Katasteramt Helmstedt, Emmerstedter
Stra ße 21, 38350 Helmstedt

Kathrin Stubke, Vermessungsamtsfrau im
Katasteramt Hannover, Ständehausstraße 16,

301 59 Hannover

Dr.-lng. Hans Bauer, Abteilungsdirektor,
Leiter der Abtei lu ng La ndesvermessu ng des

Niedersächsischen Landesverwaltungsamtes,
Warmbüchenkamp 2, 30159 Hannover

Horst Menze, Vermessungsoberrat, im In-

nen m in isteriu m M ecklen bu rg-Vorpom mern,
Wismarsche Straße 132, 19053 Schwerin

Prof. Dr.-lng. Wilhelm Tegeler, Vermessungs-

d irektor im N iedersächsischen La ndes-
verwaltungsamt Landesvermessung t

Warmbüchenka mp 2, 30159 Hannover
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Einsendeschluß für Manuskripte

Heft 1

Heft 2
Heft 3
Heft 4 iaaataaaalaaaaaaaaaaaaaaaraata aaar

10. November

10. Februar

10. Mai

10. August
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